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Antwort 
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auf die Große Anfrage der Abgeordneten Frau Schoppe und der Fraktion 
DiE GRÜNEN 
— Drucksache 1 1 77382 — 


Soziaiisation von unerwünschten Kindern 


Seit der Reformbewegung der späten 60er Jahre hat 
sich das Bewußtsein der Menschen in ihren privaten 
und öffentlichen Beziehungen für die besonderen An- 
forderungen eines repressionsfreien Zusammenlebens 
mit Kindern geschärft. 

Die Bereitstellung von Essen, Ordnung und Reinlich- 
keit gilt vielen nicht mehr als ausreichende Grundlage 
für eine „gute Erziehung". Heute ist das Bewußtsein 
für entwicklungsspezifische Bedürfnisse der Kinder 
enorm verbreitet. Viele Erwachsene wissen, daß das 
Leben mit Kindern eine große Fähigkeit zur Einfühl- 
samkeit voraussetzt. Ein kinderfreundliches Leben 
stellt Anforderungen und Ansprüche an die Erwachse- 
nen, weil Kinder trotz ihrer Abhängigkeit als eigen- 
ständige Personen respektiert werden wollen. 

Seitdem versuchen viele Eltern oder solche, die es 
werden wollen, sich durch Gesprächsgruppen, Eltern- 
initiativen oder Lektüre von Zeitschriften, Handbü- 
chern und wissenschaftlichen Abhandlungen davor zu 
bewahren, gegen ihre guten Absichten kinderfeindli- 
ches Verhalten zu praktizieren. 

Die Erfahrungen der antiautoritären Kindererziehung, 
die in Kinderläden, freien Schulen und Eltem-Selbst- 
hilfegruppen ihren Ausdruck fanden, haben gezeigt, 
daß das Leben von Kindern sich nicht einförmig im 
Sinne der Erwachsenenwelt organisieren und zurecht- 
stutzen läßt. Kinder sind weder auf Kommando fröhlich 
noch im Interesse der Erwachsenen pflegeleicht. Kind- 
heit ist kein einheitliches Gefüge, und wenn ihnen 
auch eine unbeschwerte Kinderzeit zugebiLligt wird, 
lassen sich nicht alle Unwägbarkeiten und Probleme 
von ihnen fernhalten. Deswegen gibt es die Erfahrung, 
daß trotz guter Vorsätze die Interessengegensätze von 
Kindern und Erwachsenen immer wieder aufeinander- 
prallen. Der Einfluß der eigenen Kindheit der Eltern 
auf den Umgang mit ihren Kindern wird zwar von 
kaum jemandem mehr bestritten, findet aber noch 
nicht seinen Ausdruck in den gesellschaftlichen Rah- 


menbedingungen der Kinder-, Jugend- und Familien- 
politik. 

Das Interesse an der Kindererziehung hat schließlich 
dazu geführt, daß auch jene Ergebnisse der Kindheits- 
forschung für eine breitere Öffenthchkeit Bedeutung 
gewann, die ehedem bedauerlicherweise nur von 
Fachwissenschaftlern/Fachwissenschaftlerinnen an El- 
tern imd der Kinder- und Jugendpolitik vorbeierörtert 
wurden. 

Es handelt sich hier um eine bereits seit mehreren 
Jahren betriebene Forschung über Kinderschicksale, 
die dadurch geprägt waren, daß ihre Entwicklung 
durch die bedrückende Hypothek belastet war, daß sie 
als unerwünschte Kinder zur Welt kamen und auch 
nach der Geburt von den Eltern offen, oder, was noch 
viel schlimmer ist, unter dem gesellschaftlichen Zwang 
zu grenzenlos guter Mutterschaft heimlich - also den 
bewußten Gefühlen der Eltern entzogenen - gefühls- 
mäßig abgelehnt wurden. Diesen Kindern fehlte es in 
aller Regel nicht an Essen, Ordnungshebe und Rein- 
hchkeitserziehung, aber die gefühlsmäßige Zunei- 
gung, die der Grundstein aller menschlichen Entwick- 
lung und Lebensfähigkeit ist, bekamen sie nicht. 

Die Forschung, von der hier die Rede ist, thematisiert 
und konzentriert sich auf die Voraussetzung genügen- 
der Kindererziehung, die noch vor der Geburt des 
Kindes liegt; nämhch die psychische Einstellung der 
Eltern, ob sie ein Kind wollen und ob die ungeplant 
eingetretene Schwangerschaft in ihrer Phantasie der 
Beginn eines Lebens mit einem Kind in der Zukunft 
werden soll oder nicht. Alle guten Absichten bezüghch 
einer kinderfreundlichen Erziehung nach der Geburt 
sind demnach bereits an die vorgeburtUche gefühlsmä- 
ßige Annahme der zukünftigen Elternschaft gebunden. 

Forschungen, die sich mit dem Schicksal unerwünsch- 
ter Kinder befassen, verleugnen nicht die Unterschei- 
dung zwischen einer unerwünschten Schwangerschaft 
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und ungewünschten Kindern. Aus einer unerwünsch- 
ten Schwangerschaft kann sich durchaus eine bejahen- 
de Beziehung zu einem Kind entwickeln. Erkenntnisse 
über die oftmals unbewußte Last von unerwünschten 
Kindern beinhalten nicht den einfachen Umkehr- 
schluß, daß gewünschte Kinder automatisch glückliche 
Kinder sind. Gewünschte Kinder können auch an einer 
Hypothek tragen: an der, daß sie als „krönender Ab- 
schluß" einer langjährigen Konsumkette das Leben der 
Erwachsenen nun abründen sollen. Diese Problematik 
stellt sich inbesondere im Zusammenhang mit der Dis- 
kussion um die neuen In-vitro-Fertüisationstechniken. 
Der Machbarkeitsrausch unserer hochtechnisierten 
Gesellschaft ist nicht dazu angetan, eine glückliche 
Kindheit zu „produzieren" und alle Unwägbarkeiten 
wie Krankheit, Trauer, Behinderung oder Tod „abzu- 
schalten". 

Insofern zielen die Forschungsergebnisse zum Schick- 
sal unerwünschter Kinder in eine andere Richtung und 
beinhalten eine andere politische Brisanz. Ein Verbot, 
aber auch schon die Erschwerung, unerwünschte 
Schwangerschaften abzutreiben, gewinnt damit eine 
große Bedeutung, da es unmittelbar mit dem privaten 
Wunsch und dem familienpoütisch deklarierten Inter- 
esse am glücklichen Heranwachsen der Kinder in un- 
serer Gesellschaft heftig kollidiert. Denn wer für ein 
Verbot der Abtreibung unerwünschter Schwanger- 
schaften ist, fördert in der Tendenz das glücklose und 
verwirrende Schicksal unerwünscht geborener 
Kinder. Weder wird den Frauen das Recht zugebilligt, 
sich für eine selbstbestimmte Schwangerschaft zu ent- 
scheiden, noch können sie ohne weiteres dem gesell- 
schaftlichen Zwang entgehen, eine gute Mutter sein zu 
müssen. Es ist deswegen von größter Bedeutung, daß 
in der Diskussion zur Abtreibung in den 70er Jahren 
die Ergebnisse zum Schicksal unerwünschter Kinder 
primär von den Gegnern einer autonomen Lebenspla- 
nung verschwiegen wurden und nach dem Motto agie- 
ren; Was nicht sein darf, gibt es nicht. 

Die Entscheidung für oder gegen ein Kind ist eine 
höchst private Angelegenheit. Gesetzliche Maßnah- 
men und gesellschaftliche Rahmenbedingungen, die 
das Leben mit Kindern begünstigen oder erleichtern, 
sind es nicht. Hier hat der Staat eine Fürsorgepflicht 
gegenüber den Kindern und Frauen. 

Die allmählich in die allgemeine Debatte über Kinder- 
erziehung eingehenden Erkenntnisse über die Schrek- 
ken und die Einsamkeit im Schicksal unerwünschter 
Kinder erhalten im Zusammenhang mit der Argumen- 
tation der Abtreibungsgegner eine wichtige Dimen- 
sion, da ethische Entscheidungen alle Aspekte eines 
Problems auf greifen müssen. 

Wer sich für das straf rechtüche Verbot oder die Ein- 
schränkung der Abtreibung ausspricht, muß sich also 
offensiv mit der Tatsache auseinandersetzen, daß diese 
politische Entscheidung mannigfaltiges Elend bei un- 
erwünschten Kindern auslösen kann, anstatt diese In- 
formationen zu unterdrücken. 

Nach der Reform des § 218 StGB wurde noch unter 
sozialliberaler Regierung eine Studie in Auftrag gege- 
ben, die das Schicksal unerwünschter Kinder erfor- 
schen sollte. Die Soziologen Amendt und Schwarz wer- 
teten annähernd 800 Berichte aus der bis 1977 vorlie- 
genden internationalen Fachliteratur aus. Bereits 1980 
war diese Literaturstudie fertiggestellt. 

Im selben Jahr wurde von der damaligen Ministerin für 
Jugend, Famihe und Gesundheit die Entscheidung ge- 
troffen, die Studie in der vorliegenden Fassung nicht zu 
veröffentlichen. Seither lagert sie in der Bundeszentra- 
le für gesundheitliche Aufklärung. An eine Veröffentü- 
chung wird nicht gedacht, da nach deren Auffassung 
die Studie veraltet und deren wesentliche Ergebnisse 
bereits der Öffentlichkeit zugänglich gemacht worden 
wären. 

Wir teilen diese Auffassung nicht, sondern sind viel- 
mehr der Meinung, daß die mit Steuergeldern bezahl- 
ten Untersuchungen nicht zu geheimen Verschlußsa- 
chen gemacht werden dürfen. Hierbei stellt sich die 


Frage, ob ein „freedom of Information act" grundsätz- 
lich für Forschungsergebnisse anzustreben wäre. 


Kinder wachsen in der Regel in Familien auf. Die 
Familie ist als Ort der Geborgenheit und Sinnver- 
mittlung für alle Familienmitglieder - Eltern, Kin- 
der, Jugendliche, Großeltern, Urgroßeltern - ein 
Grundwert unserer Gesellschaft. Partnerschaft zwi- 
schen Mann und Frau, Liebe zu Kindern, Solidarität 
zwischen den Generationen werden in Familien 
gelernt und gelebt. 

Familienpolitik muß dazu beitragen, daß 

— gesellschaftliche Rahmenbedingungen geschaf- 
fen werden, die eine Entscheidung für Familie 
und für ein Leben mit Kindern leichter machen; 

— Familien gesellschaftlich anerkannt und gestärkt 
werden; 

— Kinder sich persönlich und sozial gut entwickeln 
können. 

Mit ihrer Familienpolitik trägt die Bundesregierung 
der Tatsache Rechnung, daß alle Daten zu Lebens- 
vorstellungen junger Menschen bestätigen, daß 
diese sich nach wie vor Kinder wünschen und in 
Familien leben möchten. 

Es kann zudem als abgesichert gelten, daß auf- 
grund von Veränderungen in den Wertvor Stellun- 
gen und Verhaltensweisen der Menschen sowie der 
gesellschaftlichen Verhältnisse die Entscheidungen 
von Männern und Frauen für die Ehe und die Ent- 
scheidung von Paaren für oder gegen Kinder mehr 
und mehr bewußt getroffen werden und nicht mehr 
eine selbstverständliche Folge normativer Bindun- 
gen und gesellschaftlich vorbestimmter Lebenswei- 
sen sind. Diese Veränderungen haben für viele 
Menschen differenzierte Entscheidungen und eine 
bewußtere Gestaltung von Beziehungen ermög- 
hcht. Ziel der Familienpolitik der Bimdesregierung 
ist, Familien so zu stützen, zu stärken und zu för- 
dern, daß sie in der Lage sind 

— ihr Leben nach eigenen Vorstellungen selbstän- 
dig zu gestalten, 

aber auch, 

— wo nötig, mit fachlicher Beratung, Unterstützung 
und Hilfe Schwierigkeiten so gut wie möglich zu 

! ' M ifi< 'f! 

Das gilt insbesondere auch im Hinbhck auf die 
Verantwortung der Eltern gegenüber ihren Kin- 
dern. 

Die Bundesregierung hat immer wieder erklärt, daß 
Kinder - auch ungeborene - den besonderen Schutz 
von Staat und Gesellschaft brauchen. Angesichts 
vielfältiger Belastungssituationen von Famihen hat 
sie ihre Bemühungen zur Verbesserung und Quali- 
fizierung der familienunterstützenden Bildungs-, 
Beratungs- und Hilfsangebote verstärkt und durch 


Vorbemerkungen 
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Erproben in Modellprojekten, durch Untersuchun- 
gen und durch spezifische Arbeitsmateriahen Vor- 
aussetzungen für die Verbesserung famüialer 
Lebensbedingungen aufgezeigt. Einen Schwer- 
punkt bildeten hierbei die Bedingungen zur Förde- 
nmg der frühkindhchen Soziahsation. 

2. Aus der in unserer Gesellschaft nicht zu leugnen- 
den Tatsache, daß Famüien, insbesondere auch 
Schwangere und Alleinerziehende in Krisen und 
Konflikte geraten können, deren Bewältigung ihre 
Eigenkräfte übersteigen, kann keii\esfalls pauschal 
eine Kinderfeindhchkeit unserer Gesellschaft - wie 
in der Anfrage offensichtiich unterstellt - abgeleitet 
werden. Unbegründet und unverständhch ist es, 
wenn aus Hypotheken zu ungeplanten oder unge- 
wünschten Kindern diesen ihr Lebensrecht abge- 
sprochen wird. Das gilt ganz besonders auch des- 
halb, weil die in dieser Großen Anfrage behauptete 
„möghcherweise tödhche Wirkung" und die 
„Erschwernisse in der psychischen, körperhchen 
und sozialen Entwicklung" in vielen Fällen für die 
unerwünschten Kinder nicht zutrifft. Gerade die von 
der Fraktion „Die Grünen" zitierte Studie von 
Amendt und Schwarz beweist, obwohl das Gegen- 
teil suggeriert wird, daß 80 Prozent der uner- 
wünschten Kinder nicht häufig krank waren 
(gegenüber 88 Prozent der KontroUkinder) imd daß 
82 Prozent von ihnen nicht wegen DeÜnquenz auf- 
fallen (gegenüber 92 Prozent bei der KontroU- 
gruppe). Das ist ein Beispiel für die Unvollständig- 
keit der Studie, in der Ergebnisse aus Untersuchun- 
gen von den Kindem, die nicht gewünscht, aber 
doch geboren wurden, veröffentlicht werden. In der 
Regel werden, die untersuchten Auffälligkeitsberei- 
che genannt und das Maß, in dem unerwünschte 
Kinder von erwünschten hinsichtlich de's beobach- 
teten Verhaltens abweichen, dargestellt. Uner- 
wähnt bleibt jedoch, für wie viele imerwünschte 
Kinder die dann statistisch signifikanten Verhal- 
tensabweichungen zutreffen. Auch wenn aus dem 
Untersuchung^aterial eindeutig ersichtlich ist, 
daß die VerhaltensauffälÜgkeiten nur bei einem 
geringen Prozentsatz der unerwünscht geborenen 
Kinder Vorkommen, argumentieren viele Autoren, 
als wären die ungünstigen Entwicklungsverläufe 
bei der Mehrzahl, wenn nicht gar bei allen uner- 
wünscht Geborenen zu erwarten und ein Abbruch 
die für das zu erwartende Kind „bessere" Alterna- 
tive. 

Die Terminologie von der „Unerwünschtheit" eines 
Kindes impliziert eine höchst einseitige Beurteilung 
der Existenz eines Menschen, allein aus der Per- 
spektive der Interessen der Mutter bzw. der Eltern. 
Die Entscheidung über einen Schwangerschaftsab- 
bruch muß aber nach unserer Verfassung unter 
besonderer Berücksichtigung der Rechte des unge- 
borenen Lebens getroffen werden. 

Gerade die in der Vorbemerkung zur Großen 
Anfrage auf geführte Tatsache, daß „Kinder trotz 
ihrer Abhängigkeit als eigenständige Personen 
respektiert werden wollen", entzieht diese der 
Fremdbestimmung nach der Maxime von einseiti- 
gen persönlichen Wünschen. Eine Entscheidung 


über das Kind allein nach dem Kriterium von 
„erwünscht" oder „unerwünscht", suggeriert 
zudem eine „heile Welt" für „Wunschkinder". 

Für die Behauptung, daß bei sogenannten „uner- 
wünschten" Kindem durch die Folgen einer im ge- 
planten Schwangerschaft mannigfaltiges Elend 
ausgelöst wird, hegen eindeutige wissenschaftUche 
Aussagen nicht vor. Eine zunächst ungeplante 
Schwangerschaft hat nicht automatisch zur Folge, 
daß die Schwangerschaft auch unerwünscht bleibt 
und das geborene Kind immer ein „unerwünschtes" 
Kind ist. Vielmehr tritt in der Vielzahl der Fälle eine 
positive Entscheidung der Eltern bzw. der Mutter 
für das Kind ein; der Anteil der positiven Äußerun- 
gen zur Schwangerschaft und zum Kind nimmt 
dabei bis zur Geburt ständig zu. Es zeigt sich nach 
vorhegenden Untersuchungen, daß die meisten 
zunächst „unerwünschten" Kinder sich gut entwik- 
keln und nicht jede Ablehnung einer Schwanger- 
schaft zu Schädigrmgen des Kindes führt. Die Bun- 
desregiemng wird daher lücht von ihrem ständigen 
Bemühen abgehen, ungeborene und geborene lün- 
der (gleich ob „erwünscht" oder „unerwünscht") zu 
schützen und ihre Lebensbedingungen zu verbes- 
sern. 

3. Im Hinbhck auf die Ausführungen zu diigeblich 
negativen Folgen des gnmdsätzhchen Abtreibungs- 
verbotes für das Schicksal unerwünschter Kinder 
und zur Einordnung des Schwangerschaftsabbmchs 
als „höchst private Angelegenheit" sowie der damit 
verbundenen Fordenmg zur Neubewertung der 
Abtreibungsgesetzgebung unter dem Aspekt der 
Kindesgefährdung durch Unerwünschtheit verweist 
die Bundesregierung auf die Grenzen, die das Bun- 
desverfassungsgericht dem Gesetzgeber auf dem 
Gebiet des Schwangerschaftsabbmchs gesetzt hat. 

Zu den Gmndlagen unseres Staates und unserer 
Gesellschaft gehören die Unantastbarkeit der 
Würde des Menschen und das Recht auf L^ben und 
körperliche Unversehrtheit. Diese unabdingbaren 
Grundrechte, die unsere Verfassimg garantiert, ste- 
hen jedem Menschen nicht erst mit seiner Geburt 
zu, sondern auch schon vor seiner Geburt; denn 
auch das ungeborene Leben ist bereits menschh- 
ches Leben. Nach wissenschaftlichen Erkenntnis- 
sen beginnt menschliches Leben mit der Ver- 
schmelzung von Ei- und Samenzelle. 

Hiervon ausgehend hat das Bundesverfassimgsge- 
richt in seinem Urteil vom 25. Febmar 1975 
(BVerfGE 39, Iff.) ausgeführt: 

“ Das sich im Mutterleib entwickelende Leben 
steht als selbständiges Rechtsgut unter dem 
Schutz der Verfassung (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1, 
Artikel 1 Abs. 1 GG). 

— Der Staat hat die Pflicht, sich schützend und 
fördernd vor das ungeborene Leben zu stellen. 

— Der Lebensschutz der Leibesfmcht genießt 
gmndsätzhch für die gesamte Dauer der 
Schwangerschaft Vorrang vor dem Selbstbestim- 
mungsrecht der Schwangeren und darf nicht für 
eine bestimmte Frist in Frage gestellt werden. 
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~ Der Gesetzgeber hat zwar bei der Entscheidung 
darüber, wie er seiner Schutzpfiicht nachkommt, 
einen Gestaltungsspielraum. Er muß jedoch die 
Mißbilligung von Schwangerschaftsabbrüchen 
ohne Vorliegen einer anerkannten Indikation 
deutlich zum Ausdruck bringen; daher darf die 
Mißbüligxmg nicht rein formal sein. 

— Als letztes Mittel muß auch das Strafrecht einge- 
setzt werden, wenn dies für einen effektiven 
Lebensschutz erforderlich ist. 

4. Die positive Annahme einer Schwangerschaft und 
die erfolgreiche Integration eines Kindes in die 
Familiengemeinschaft ist eine wichtige Vorausset- 
zung für die störungsfreie Entwicklung von Kindern 
und erklärtes Ziel der Bundesregierung. Zu diesem 
Zweck hat die Bundesregienmg, die gesellschaftli- 
chen und materiellen Rahmenbedingungen für das 
Aufwachsen von Kindern in unserer Gesellschaft 
spürbar verbessert imd tritt auch für eine Verände- 
rung der Lebenseinstellung nnd ein Bewußtsein der 
Mitverantwortimg jedes einzelnen Bürgers für sei- 
nen Mitmenschen ein. Diesem Ziel dient auch die 
Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregienmg, 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß besonders 
ungeplant eintretende Schwangerschaften Situatio- 
nen von Schwangerschaftskohflikten entstehen las- 
sen und sich belastend für die Mütter bzw, die 
Eltern auswirken. Die Aufklänmg und Beratung 
über Möglichkeiten der Familiepplanung und Emp- 
tängnisverhütung sind Voraussetzung für eine Ver- 
minderung der Zahl ungeplanter und belastender 
Schwangerschaften. Dieser Aufgabe stellt sich die 
Bundesregierung durch Herausgabe von geeigne- 
ten Materialien und Förderung von Modellpro- 
jekten. 

Zum Schutz der Kinder und zu ihrer Annahme in 
Familie und Gesellschaft ist die Erwartung, sich 
dem biologischen Faktum und der ethischen Ver- 
pflichtung von Schwangerschaft imd Elternschaft 
zu stellen, nicht nur an die Eltern bzw. die schwan- 
gere Frau zu richten. Vielmehr ist ethische Verant- 
wortlichkeit und Mitverantwortung von Verwand- 
ten, Freunden, Nachbarn, Arbeitgebern, Kollegen, 
Erziehern und Meinungsbildnem zu erwarten. Die 
Bundesregierung fördert daher Maßnahmen zur 
dahin gehenden Bewußtseinsänderung in der 
Bevölkerung sowie zum Abbau der Benachteili- 
gung von Eltern mit Kindern in unserer Gesellschaft 
und schafft konkrete Hilfsangebote für akute Notsi- 
tuationen. Hierbei stehen folgende Maßnahmen im 
Vordergrund: 

— Schaffung eines kinder- imd familienfreundli- 
chen Klimas in der Gesellschaft, 

— Ausbau des Familienlastenausgleichs, 

— Berücksichtigimg der besonderen Problemlage 
von Alleinerziehenden, 

— Weckung und Stärkung der Verantwortung der 
Bevölkerung für das ungebörene Leben und die 
Schwangere, 


~ Verbesserung der Beratung und Hüf^n für 
Schwangere während der Schwangerschaft und 
für Familien nach der Geburt des Kindes. 

5. Der Bundesregierung sind im übrigen auch keine 
wissenschaftlich gesicherten Erkenntnisse über den 
Zusammenhang von „unerwünschten" Schwanger- 
schaften und dem Phänomen des „plötzlichen Kin- 
destodes" (SIDS) bekannt. Die Ursachen für die 
Fälle des „plötzlichen Kindestodes" sind in vielfälti- 
gen Gründen zu finden, die von vorhandenen Risi- 
kofaktoren bei der Mutter über medizinisch, biolo- 
gische Fehlanlagen bei dem Kind bis zu bestimmten 
Merkmalen im Schwangerschaftsverlauf reichen. 

Es liegen zudem nachhaltige Anzeichen dafür vor, 
daß der größte Teil der Frauen, die von einem 
„plötzhchen Kindestod" betroffen wurden, so 
schnell wie möglich eine neue Schwangerschaft 
erreichen wiQ. Es ist daher Ziel der ^Bundesregie- 
rung, diesen Frauen durch Hilfsmaßnahmen beizu- 
stehen sowie im Rahmen ihrer Zuständigkeit wis- 
senschaftliche Forschung und Entwicklung zur Ver- 
minderung der Fälle des „plötzlichen Kindestodes" 
zu fördern. 

6. Die Antwort der Bundesregierung auf diese Große 
Anfrage ist auf die Beantwortung der gestellten 
Fragen beschränkt. Soweit der Text der Großen 
Anfrage darüber hinaus Tatsachenbehauptungen 
und Bewertungen enthält - häufig ohne unmittelba- 
ren Zusammenhang mit den gestellten Fragen - 
kann daher auch bei fehlender Stellungnahme der 
Bundesregierung auf Zustimmung zu ^esen Aus- 
führungen nicht geschlossen werden, Schlüsse in 
dieser Richtung können auch nicht daraus hergelei- 
tet werden, daß solchen Tatsachenbehauptungen 
und Bewertungen, die mit gestellten Fragen in 
einem Zusammenhang stehen, in der Antwort der 
Bundesregierung in Einzelfällen nur punktuell 
widersprochen werden kann. 

Insgesamt hält es die Bimdesregierung nicht für ver- 
antwortbar, nicht hinreichend abgesicherte Zusam- 
menhänge zwischen der Unerwünschtheit von Kindern 
imd daraus erwachsenden Beeinträchtigungen ihrer 
Entwicklungsbedingungen zum Anlaß zu nehmen, ein 
Urteil über mögliche Lebenschancen eines ungebore- 
nen Kindes zu fällen. 


I. Unerwünschtheit und plötzlicher Kindestod 

Der „Plötzliche Kindestod" (Sudden Infant 
Death Syndrom) wird heute als eine der bedeu- 
tendsten Todesursachen von Kindern im Le- 
bensalter von acht Tagen bis zur Vollendung 
des ersten Lebensjahres angesehen: 

1. In welchen öffenüjchen Statistiken oder 
Dokumentationen von Forschungsinstitu- 
ten und -Projekten wird der „Plötzliche 
Kindestod" als Todesursache von Klein- 
kindern in der Bundesrepublik Deutsch- 
land erfaßt? 


Die Diagnose „Plötzlicher Kindestod" (weitere 
Bezeichnungen: Säuglingstod, Krippentod, sudden 
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infant death syndrom, SIDS) setzt voraus, daß der Tod 
plötzlich und unerwartet auf tritt und darüber hinaus 
nach sorgfältigen Analysen der öbdiiktionsbefunde 
auch unerklärt bleibt. In der Bundesrepublik Deutsch- 
land werden Fälle von „Plötzlichem Kindestod" von 
einer Reihe von Forschungsinstituten registriert, von 
denen beispielhaft diejenigen der Hochschulen in 
Aachen, Hannover, Mainz, München und Münster 
genannt werden. Eine zentrale Rolle kommt dabei den 
Instituten für Rechtsmedizin zu, wo die Obduktionen 
im aUgemeinen vorgenommen werden. 

Alle öffentlichen nationalen und internationalen Stati- 
stiken zur Säuglingssterblichkeit enthalten seit einigen 
Jahren in der Internationalen Klassifikation der Krank- 
heiten (IGD 798.0) auch das „Syndrom des plötzlichen 
Todes im Kindesalter". Sie wird auch im Statistischen 
Jahrbuch der Bundesrepublik Deutschland ausgewie- 
sen und in der Fachserie 12 ~ Gesundheitswesen ~ 
Reihe 4 - Todesursachen - veröffentlicht. 


2. Welche Informationen liegen der Bundes- 
regierung über die Häufigkeiten des 
„Plötzlichen Kindestodes'' vor, mit der er 
jährlich in den Ländern der Bundesrepu- 
blik Deutschland, in den Staaten der Euro- 
päischen Gemeinschaft, den ehemals so- 
zialistischen Staaten und den USA auftritt? 


Daten über die Inzidenz des „Plötzlichen Kindestodes" 
sind aus Studien und aus der amtiichen Statistik zu 
erlangen. Identifikation und Abgrenzung gegenüber 
anderen Ursachen der Spät- und, Nachsterblichkeit (8, 
bis 365. Lebenstag) erfordern Bedingimgen, wie sie in 
epidemologischen Studien oder Registern gegeben 
sind. 

Für die Bundesrepublik Deutschland ergeben sich 
Informationen über die Häufigkeit des „Plötzlichen 
Kindestodes" aus der Todesursachenstatistik. 


Gestorbene Säuglinge 1985, 1986, 1987 und 1988 

Todesursache: Syndrom des plötzlichen Todes im Kindesalter 


Tabelle! 


Jahr 

Geschlecht 

Gestorbene 

insgesamt 


Davon im Alter von . . . 

bis unter . . . 


unter 

24 Stunden 

24 Sttmden 
bis 

7 Tagen 

7 Tagen 
bis 

28 Tagen 

28 Tagen 
bis 

1 Jahr 

unter 

1 Jahr 

1985 

m 

548 

12 

9 

21 

506 

548 


w 

381 

11 

7 

, 20 

343 

381 


z 

929 

23 

16 

41 

849 

929 

1986 

m 

596 

20 

24 

23 

529 

596 


w 

424 

10 

14 

22 

378 

424 


z 

1 020 

30 

38 

45 

907 

1 020 

1987 

m 

631 

9 

16 

34 

572 

631 


w 

419 

9 

10 

19 

381 

419 


z 

1 050 

18 

26 

53 

953 

1 050 

1988 

m 

694 

14 

18 

28 

634 

694 


w 

399 

9 

7 

14 

369 

399 


z 

1 093 

23 

25 

42 

1 003 

1 093 


Quelle: Statistisches Btmdesamt, Fachserie 12, Reihe 4 
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Säuglingssterbefälle Tabelle 2 

an der Todesursache „Syndrom des plötzlichen Todes im Kindesalter" 
nach Alter und ausgewählten Ländern 


Land Säugüngssterbefälle 


insgesamt davon im Alter von 


V 

Anzahl 

je 100 000 
Lebendgeborene 

unter 

1 Tag 

1 bis 6 
Tagen 

7 bis 27 
Tagen 

in % 

28 bis 364 
Tagen 

Bundesrepublik 







Deutschland 







1984 

807 

138,1 

3,0 

2,5 

3,8 

90,7 

1985 

929 

158,5 

2,5 

1,7 

4,4 

91,4 

1986 

1 020 

162,9 

2,9 

3,7 

4,4 

88,9 

1987 

1 050 

163,5 

1,7 

2,5 

5,0 

90,8 , 

1988 

1 093 

161,4 

2,1 

2,3 

3,8 

91,8 


Quelle: WHO; WORLD HEALTH ANNUAL 


Informationen über die Häufigkeit des „Plötzlichen 
Kindestodes" in den Staaten der Europäischen 
Gemeinschaft, den ehemals sozialistischen Ländern 
und den USA sind, sofern diese Staaten Mitglied der 
Weltgesundheitsorganisation sind, aus dem jährlich 
von der Weltgesundheitsorganisation in Genf heraus- 
gegebenen „World Health Statistics Annual" zu ent- 
nehmen. 


Die nachstehende Tabelle enthält die Daten, die bis- 
lang für die Jahre 1984 bis 1988 von der WHO veröf- 
fentlicht worden sind. Für Dänemark, Luxemburg, 
UdSSR, DDR und Jugoslawien wurden keine ver- 
gleichbciren Angaben veröffentlicht. 


Säuglingssterbefälle Tabelle 3 

an der Todesursache „Syndrom des plötzlichen Todes im Kin desalter" 
nach Alter und ausgewählten Ländern 


Land 


Säugüngssterbefälle 


Jahr 


insgesamt 


davon ün Alter von 


Anzahl 

je 100 000 

unter 

1 bis 6 

7 bis 27 

28 bis 364 


Lebendgeborene 

ITag 

Tagen 

Tagen 

in % 

Tagen 


Belgien 

1984 

200 

171,6 

- 

1,5 

6,0 

92,5 

1986 

255 

217,8 

- 

1,2 

5,9 

92,9 

Frankreich 

1984 

1 086 

142,9 

0,4 

5,2 

5,2 

89,3 

1985 

1231 

160,2 

0,5 

3,1 

3,9 

92,5 

1986 

1349 

173,3 

0,4 

3,3 

5^0 

91,3 

1987 

1411 

183,8 

0,4 

3,3 

3,9 

92,5 

Griechenland 

1984 

4 

3,2 

50,0 


50,0 


1985 

7 

6,0 

14,3 

42,9 

42,9 

- 

1986 

21 

18,6 

4,8 

4,8 

9.5 

81.0 

Irland 

1984 

119 

185,3 

0,8 

1,7 

1,7 

95,8 

1985 

134 

214,8 

- 

2,2 

7,5 

90,3 . 

1986 

154 

250,7 

0,6 

4,5 

6,5 

88,3 

1987 

132 

224,2 

- 

1,5 

5,3 

93,2 
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Säuglingssterbefälle Tabelle 3 

an der Todesursache „Syndrom des plötzlichen Todes im Kindesalter" 
nach Alter und ausgewählten Ländern 


Land 

Jahr 


S äuglingssterb ef alle 


insgesamt 


davon im Alter von 


Anzahl 

je 100 000 

unter 

1 bis 6 

7 bis 27 

28 bis 364 


Lebendgeborene 

1 Tag 

Tagen 

Tagen 

in>o 

Tagen 


Island 

1984 

5 

121,6 




100,0 

1985 

5 

129,7 

- 

- 

- 

100,0 

1986 

3 

77,3 

- 

- 

- 

100,0 

1987 

5 

119,2 

- 

- 

- 

100,0 

1988 

6 

128,4 

- 

- 

- 

100,0 

Italien 

1984 

9 

1,5 


11,1 

22,2 

66,7 

1985 

22 

3,8 

4,5 

- 

- 

95,5 

1986 

23 

4,1 

- 

4,3 

8,7 

87,0 

Niederlande 

1984 

218 

125,0 


2,8 

4,1 

93,1 

1985 

193 

108,3 

- 

1,0 

7,8 

91,2 

1986 

202 

109,5 

0,5 

5,4 

3,0 

91,1 

1987 

172 

92,1 

- 

1,2 

5,2 

93,6 

Portugal 

1984 

3 

2,1 




100,0 

1985 

16 

12,3 

- 

- 

18,8 

81,3 

1986 

8 

6,3 

- 

- 

12,5 

87,5 

1987 

7 

5,7 

- 

- 

14,3 

85,7 

1988 

12 

9,8 

- 

8,3 

- 

91,7 

Spanien 

1984 

73 

15,4 

1,4 

5,5 

8,2 

84,9 

1985 

93 

20,4 

1,1 

6,5 

14,0 

78,5 

Vereinigtes 

Königreich 

England und Wales 

1984 

1 080 

169,6 


1,5 

4,4 

94,1 

1985 

1 165 

177,5 

0,3 

0,7 

3,9 

95,0 

1986 

1 366 

206,7 

0,1 

0,7 

4,5 

94,6 

1987 

1409 

206,7 

0,3 

0,4 

4,4 

94,9 

1988 

1 464 

211,7 

0,3 

0,8 

4,0 

94,9 

Nordirland 

1984 

2 

7,2 




100,0 

1985 

3 

10,9 

- 

- 

- 

100,0 

1986 

- 

- 

- 

_ 

- 


1987 

16 

57,4 

_ 

- 

- 

100,0 

1988 

10 

36,0 

- 

- 

- 

100,0 
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Säuglingssterbefälle Tabelle 3 

an der Todesursache „Syndrom des plötzhchen Todes im Kindesalter" 
nach Alter und ausgewählten Ländern 


Land SäugKngssterbefälle 

Jahr ^ 

insgesamt davon im Alter von 



Anzahl 

je 100 000 

unter 

1 bis 6 

7 bis 27 

28 bis 364 



Lebendgeborene 

1 Tag 

Tagen 

in 

Tagen 

Tagen 

Schottland 







1984 

127 

197,6 

- 

- 

6,3 

93,7 

1985 

137 

205,5 

- 

1,5 

1,5 

97,1 

1986 

147 

223,4 

- 

0,7 

1,4 

98,0 

1987 

133 

200,8 

0,8 

- 

2,3 

97,0 

1988 

132 

199,4 

0,8 

- 

3,0 

96,2 

Bulgarien 

1984 

4 

3,3 


25,0 


75,0 

1986 

3 

2,5 

_ 

33,3 

- 

66,7 

1987 

6 

5,1 

- 

- 

- 

100,0 

Polen 







1984 

2 

0,3 

100,0 

- 

- 

- 

1986 

3 

0,5 

100,0 

- 

- 

- 

1987 

1 

0,2 

100,0 




Rumänien 







1984 

7 

2,0 

- 

- 

- 

100,0 

Tschechoslowakei 







1987 

43 

20,0 

- 

- 

9,3 

90,7 

1988 

58 

26,9 

1.7 

1.7 

3,4 

93,1 

Ungarn 

1984 

27 

21,5 


3,7 

7,4 

88,9 

1985 

31 

23,8 

- 

- 

6,5 

93,5 

1986 

21 

16,4 

9,5 

4,8 

4,8 

81,0 

1987 

32 

25,4 

- 

3,1 

6,3 

90,6 

1988 

42 

33,8 

- 

4,8 

- 

95,2 

USA 







1984 

5 245 

142,9 

0,2 

0,7 

5,8 

93,2 

1985 

5 315 

141,3 

0,4 

0,7 

6,2 

92,8 

1986 

5 278 

140 5 

0,3 

0,8 

5,8 

93,1 

1987 

5 230 

137,3 

0,2 

0,7 

6,1 

93,0 


Quelle: WHO; WORLD HEALTH STATISTICS ANNUAL 


Wegen der verhältnismäßigen Seltenheit des Ereignis- 
ses und der bereits genannten Gründe stoßen Schät- 
zungen der Inzidenz auf Grenzen; Vorbehalte sind 
angebracht. 


II. Da die Organmedizin nach mehr als drei Jahr- 
zehnten intensiver Forschung weder Verursa- 
chungskomplexe noch therapierelevante Er- 
gebnisse zur Senkung oder Vermeidung des 
„Plötzhchen Kindestodes" bereitstellen kann 
und auch keine bemerkenswerten Ergebnisse 


absehbar sind, fragen wir die Bundesregierung 
- wissend um das Leid der Eltern, deren Kinder 
durchaus gewünscht oder dann angenommen 
wurden und trotzdem eines plötzhchen Kindes- 
todes verstorben sind 

1. Welche Bedeutung mißt die Bundesregie- 
rung neueren sozialpsychologischen Er- 
kenntnissen zu, daß lünder, die am „ Plötz- 
hchen Kindestod" verstarben, von Eltern 
versorgt wurden, denen es schwer fiel, das 
Kind emotional anzunehmen und die es 
unbewußt ablehnten, so daß dem Kind die 
lebenswichtige menschhche Nähe und 
Wärme zum Leben ermangelte? 
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Wissenschaftlich gesicherte Erkenntnisse zu dieser 
Frage liegen nicht vor. Die in der Frage aufgestellte 
Hypothese, daß ein evidenter Zusammenhang zwi- 
schen dem Phänomen des „Plötzlichen Kindestodes" 
und der emotionalen Ablehnung dieser Kinder durch 
ihre Eltern besteht, wird durch neuere sozialpsycholo- 
gische Studien nicht bestätigt; Keinesfalls kann 
behauptet werden, daß der genannte Zusammenhang 
die einzige Ursache bildet oder daß er in jedem Falle 
auTtritt. Emotionale Ablehniuxg durch die Eltern ist also 
weder ein hinreichender noch ein ausreichender 
Grund für das Auftreten des „Plötzlichen Kindesto- 
des". So räumt die Literaturstudie von Amendt und 
Schwarz (Sozialisation unerwünschter Kinder, 1990) - 
die im übrigen fast ausschließlich älteres Material aus 
den 70er Jcihren verwendet - ein, daß solche Aussagen 
zu den Ursachen und sozialpsychologischen Dynami- 
ken, die diese Besonderheiten auslösen, auf „Vermu- 
tungen" beruhen, und eine erhöhte Säuglingssterb- 
lichkeit „möglicherweise durch unerwünschte 
Schwangerschaften verstärkt wird". Eine andere 
Untersuchung von Matejcek-Dytrich-SchüUer (Kinder 
aus unerwünschter Schwangerschaft geboren, Longi- 
tudinalstudie über 20 Jahre, 1987) hat u. a. festgestellt, 
daß es bei Kindern aus unerwünschten Schwanger- 
schaften weder zu häufigeren Frühgeburten noch zu 
häufigeren perinatalen Todesfällen kam. Die Untersu- 
chung hat weiter ergeben, daß „der Start ins Leben 
also bei beiden Kindergruppen gleich aussah, sogar 
nüt einer leichten Überzahl von positiven Faktoren bei 
den unerwünschten Kindern" . 

Den im Voiwort der Anfrage zitierten Autoren Amendt 
und Schwarz ist zuzustimmen, wenn sie feststellen: 
„Da die Säuglingssterblichkeit in multifaktorielle 
Strukturen eingebettet ist, die durch eine bislang nur 
ungenügend erforschte Beziehimgs-, Sozial- und Psy- 
chodynamik verknüpft sind, kann von Kausalitätsket- 
ten bei der Säuglingssterblichkeit und Schwanger- 
schaftsprohilemen nicht ausgegangen werden. " 

Es darf aber keinesfalls übersehen werden, daß - 
berücksichtigt man alle Todesursachen - 98,7 Prozent 
der nichtehelichen und 99,3 Prozent der ehelich Gebo- 
renen das erste Lebensjahr überleben. Angesichts die- 
ses Faktums und der erwähnten Untersuchungsergeb- 
nisse hält die Bundesregierung eine Verunsicherung 
bei Eltern, Ärzten und Beratern für nicht begründet, 
sondern im Gegenteü für verantwortungslos. 


2. Auf welche Beratungs- und Hilfemöglich- 
keiten kann die Bundesregierung Frauen 
und Männer hinweisen, die von der Vor- 
stellung geplagt werden, daß ihre Kinder 
durch ihre unbewußte Ablehnung am 
„Plötzlichen Kindestod"' sterben könnten 
und die von dieser emotionalen Zwiespäl- 
tigkeit innerlich zerrissen sind und mit ih- 
ren Säuglingen nicht zu Rande kommen? 


Die Bundesregierung betrachtet die Zwiespältigkeit 
der Gefühle im Verlaufe einer Schwangerschaft als 
eine zutiefst menschliche Eigenschaft, deren Vorliegen 


auch zu paradoxen Situationen führen kann. So wer- 
den selbst bei Kinderwunsch-Patientinnen solche 
beobachtet, die daran glauben, durch ein Kind eigene 
Probleme lösen zu können. Andererseits entschließen 
sich Frauen zum Abbruch, obgleich es ihrem inneren 
Wunsche entspricht, ein Kind zu haben. Solange aller- 
dings die tatsächliche Intention „unbewußt" ist, kann 
weder die Bundesregierung, noch sonst jemand eine 
Hilfe leisten. Bei Auftreten von Symptomen eines inne- 
ren Konflikts, dessen Ursachen zunächst im Dunkeln 
liegen, kann die emotionale Spannung so großen 
Druck hervorrufen, daß individuelle Hilfe (z. B. psycho- 
therapeutische Beratung) gesucht wird. Eine solche 
Hilfe ist meist dann erfolgversprechend, wenn zu 
erwarten ist, daß der Grund für das Leiden aufgedeckt 
werden kann. 

Die Bundesregierung hält es nicht für angebracht, in 
diesen persönlichen Bereich einzugreifen. Beratungs- 
institutionen der verschiedensten Art sind in ausrei- 
chender Zahl vorhanden und dem Bürger genügend 
bekannt. Insbesondere hält das neue Kinder- und 
Jugendhilfegesetz (KJHG), das dem Leitgedanken 
„Prävention vor Rehabilitation" folgt, ein breitgefä- 
chertes Beratungs- und Hilfespektrum bereit. , 


3. Welche Möglichkeiten der psychologi- 
schen Beratung kann die Bundesregierung 
Eltern empfehlen, die dem schweren 
Schicksal ausgesetzt sind, daß ihr Kind 
durch ihre ungenügende oder sehr wider- 
sprüchliche emotionale Annahme am 
„Plötzlichen Kindestod" verstorben sein 
könnte? 


Wie in anderen europäischen Ländern so gibt es auch 
in der Bundesrepublik Deutschland seit acht Jahren 
eine von betroffenen Eltern gegründete Gesellschaft, 
die ihre Arbeit der Aufklärung der Öffentlichkeit und 
der Hilfe von Eltern widmet, die ein Kind durch den 
„Plötzlichen Kindestod" verloren haben. Mit dieser 
„Gesellschaft zur Erforschung des Plötzlichen Säug- 
lingstodes (GEPS) e.V.", Bundesgeschäftsstelle Stutt- 
gart, stehen Selbsthilfegruppen in Verbindung, die an 
der allgemeinen Förderung von Selbsthilfegruppen 
durch die Länderministerien teilhaben. Dort sind auch 
Hinweise für psychotherapeutische Einzelhilfen zu er- 
halten. 


4. Sind der Bundesregierung Untersuchun- 
gen bekannt, die einen Zusammenhang 
zwischen der erzwungenen Austragung 
unerwünschter Schwangerschaften und 
„Plötzlichem Kindestod" durch gefühlsmä- 
ßig blockierte Eltern nachweisen? 

Wenn ja, welche Untersuchungen sind 
das? 


Wissenschaftliche Untersuchungen über die Schwan- 
gerschaftsverläufe bei „der erzwungenen Austragung 
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unerwünschter Schwangerschaften" sind nicht be- 
kannt. 


5. Durch welche familien- und gesellschafts- 
politischen Maßnahmen will die Bimdesre- 
gierung verhindern, daß gefühlsmäßig ab- 
gelehnte Kinder aus Mangel an Liebe und 
Geborgenheit am „Plötzlichen Kindestod" 
sterben? 


Ohne daß der Bundesregierung bewiesene Erkennt- 
nisse über einen Zusammenhang zwischen der 
gefühlsmäßigen Ablehnung von Kindern imd dem 
„Plötzlichen Kindestod" vorliegen, stehen den Eltern 
in diesen Fällen alle Mittel der .allgemeinen Gesund- 
heitsversorgtmg zur Verfügung. 

Zum Schutz der Kinder und zu ihrer Anneihme in Fami- 
lie und Gesellschaft fördert die Bundesregierung Maß- 
nahmen zur Unterstützung sowie zum Abbau der 
Benachteiligung von Eltern mit Kindern in unserer 
Gesellschaft tmd schafft konkrete Hilfsangebote für 
akute Notsituationen. Hierbei stehen folgende Maß- 
nahmen im Vordergrund: 

— Schaffung eines kinder- imd familienfreundlichen 
Khmas in der Gesellschaft, 

— Ausbau des Famüienlastenausgleichs, 

— Berücksichtigimg der besonderen Problemlage von 
Alleinerziehenden. 


6. Hält es die Bundesregierung unter dem 
Gesichtspunkt der Kindeswohlsicherung 
für vertretbar, Frauen im Rahmen der „Be- 
ratung nach § 218b StGB" zur Austragung 
von Schwangerschaften aus grundgesetzU- 
chen Erwägungen zu drängen, obwohl die 
Gefahr besteht, daß der emotional tief ver- 
wurzelte Selbstzweifel betroffener Frauen 
an ihrer Fähigkeit, Kinder zu gebären und 
zu erziehen, für die Säuglinge lebensge- 
fährlich sein kann? 


Im Rahmen der Beratimg nach § 218 b StGB wird keine 
Frau „aus grundgesetzhchen Erwägimgen" zur Aus- 
tragung einer imerwünschten Schwangerschaft „ge- 
drängt". Die Beratung dient vielmehr dem Zweck, bei 
einer Konfliktschwangerschaft unter Abwägung aller 
im Einzelfall relevanten Aspekte, gemeinsam mit der 
Frau und ggf. mit deren Angehörigen die für sie und 
das Kind bestmögliche Lösung zu finden. Mit der 
Kenntnis über vorhandene Hilfsangebote und Unter- 
stützungsmöglichkeiten sollen die Ratsuchenden ent- 
sprechend der derzeitigen gesetzlichen Regelungen im 
Falle des Vorhegens einer der genannten Indikationen 
zu einer Entscheidung finden, die für sie tragfähig ist 
und mit der sie auf Dauer leben können. Die Bundesre- 
gierung bestreitet, daß die grundsätzhche Entschei- 
dimg gegen einen Schwangerschaftsabbruch für das 


Kind „lebensgefährlich" ist oder eine „möglicherweise 
tödliche Wirkung" hat. Dies ist im Gegenteü bei einer 
Entscheidung für einen Schwangerschaftsabbruch der 
FaU. 


III. Angesichts der möglicherweise tödlichen Wir- 
kung der elterlichen Ablehnung, die auch ein 
weit gefächertes Spektrum allgemeiner Er- 
schwernisse in der psychischen, körperlichen 
und sozialen Entwicklung in den meisten Fällen 
für die unerwünschten Kinder mit sich bringt, 
fragen wir die Bundesregierung: 

1. Wird in der Fortbildung von Beratern und 
Ärzten für die „Beratung nach § 218b 
StGB" auf die erheblichen Risiken hinge- 
wiesen, die mit der Austragung einer uner- 
wünschten Schwangerschaft für die Kin- 
der, die Eltern und die Paarbeziehung ver- 
bunden sind? 


Ober den bisher praktizierten Umfang der Schwanger- 
schaftsberatung hinaus wird von den Trägem der 
Freien Wohlfahrtspflege im allgemeinen kein Anlaß 
dafür gesehen, in der von ihnen durchgeführten Fort- 
bildung von Beratern und Ärzten generell derartige 
Hinweise zu geben. In Einzelfällen der Beratungspra- 
xis wird teilweise auf das seltene Risiko der Folgen 
einer unerwünschten Schwangerschaft hingewiesen, 
ebenso wie auch auf die Folgen, die ein Schwanger- 
schaftsabbruch für das psychische Befinden einer Frau 
später haben kann. Z. T. werden aber auch solche 
Hinweise bewußt unterlassen, da diese Angst erzeu- 
gen und bedrohlich wirken imd die schwangere Frau 
sich gegenüber dem Vorhaben der Beratung ver- 
schließt. Im übrigen sind die angesprochenen Risiken, 
die mit der Austragung einer unerwünschten Schwan- 
gerschaft für die Kinder, die Eltern und die Paarbezie- 
hung verbunden sein können, nach Auffassung der 
Fachleute wissenschaftlich noch nicht hinreichend ab- 
gesichert. 


2. Wird in den Beratungsstellen der Träger 
der Freien Wohlfahrtspflege, die an der 
218-Beratung teilnehmen, die Bedeutung 
der gefühlsmäßigen Kindes ablehnung für 
das Kindeswohl unterschiedlich einge- 
schätzt, und ist die Verbindung der unbe- 
wußten Kindesablehnung nüt dem „Plötz- 
lichen Kindestod" bekannt? 


Nach Kenntnis der Bundesregierung ist den Bera- 
timgsstellen der freien Wohlfahrtspflege bekannt, daß 
von den eigenen Eltern abgelehnte Kinder in ihrer 
psychischen und physischen Entwicklung gefährdet 
sein können. Es wird dabei innerhalb der Beratung 
darauf hingewiesen, daß eine gefühlsmäßige Kindes- 
ablehmmg weder notwendige Folge einer (zunächst) 
unerwünschten Schwangerschaft ist noch unbedingt 
hier ihren Ursprung haben muß. Eine verallgemei- 
nernde Betommg und ÜberbewerUmg dieses Einflus- 
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ses erscheint jedoch mangels objektivierbarer Bewer- 
tungsmaßstäbe und gesicherter empirischer Grundla- 
gen nicht möglich und angebracht. Zu der Frage der 
Verbindung der unbewußten Kindesablehnung mit 
dem „Plötzhchen Kindestod'' können von den Bera- 
tungsträgern keine Aussagen getroffen werden, weil 
keine gesicherten Erkenntnisse darüber vorhegen. 
Eine kausale Verbindung der unbewußten Kindesab- 
lehnung mit dem „Plötzhchen Kindestod" ist weder 
durch Erfahrungen in der Praxis noch durch wissen- 
schaftliche Studien bewiesen. 


IV. Die Erkenntnisse der Psychologie und der Psy- 
choanalyse weisen nicht nur auf vielfältige For- 
men mütterlichen Verhaltens hin, das von Frau- 
en eingenommen werden kann, sondern vor al- 
lem auch auf die Tatsache, daß die mütterliche 
Zuneigung von Kind zu Kind sehr schwanken 
oder auch völlig ausbleiben kann. Da Frauen 
noch immer die primäre Versorgung des Kindes 
auch dort alleine leisten, wo eine Entlastung 
durch den Partner und die Gesellschaft durch 
eine allgemeine Kinderfreundlichkeit möglich 
wäre, kommt der mütterlichen Haltung der 
Frauen für die Kinder eine überragende Bedeu- 
tung zu. Wir fragen deshalb die Bundesregie- 
rung; 

1. Geht sie davon aus, daß mit der Geburt 
eines unerwünschten, abgelehnten oder 
verdeckt abgelehnten Kindes die mütterh- 
che Zuneigung einer Frau sich quasi-na- 
türhch einstellt, so wie die Milch in die 
Brust quasi- natürlich einschießt, oder ob 
die Bundesregierung die emotionale Zu- 
neigung zu einem Kind als eine höchst zer- 
brechliche psychische Leistung und Fähig- 
keit von Frauen sieht? 


Die Bundesregierung geht nicht davon aus, daß müt- 
terliche Zuneigung sich von selbst einstellt. Es ist sogar 
so, daß am Anfang der Schwangerschaft zumeist die 
Ambivalenz steht, d.h. ein Kind, das noch so sehr 
gewünscht wird, wird auch abgelehnt und ein Kind, 
das abgelehnt wird, wird auch gewünscht. Die 
umfangreiche Literatur hierzu besagt, daß es sich 
dabei um einen sich wechselseitig beeinflussenden 
Prozeß zwischen Mutter und Kind handelt, bei dem 
sich in der Regel im Laufe der Schwangerschaft zuneh- 
mend eine Identifikation der Mutter mit dem Kind 
ausprägt. 


2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein 
ausgeprägt fürsorgliches und von zwang- 
haften Verletzungsbefürchtungen gepräg- 
tes Verhalten von Frauen mit Kindern auf 
eine unbewußte Ablehnung hindeutet? 

Die in dieser Frage angesprochene Widersprüchhch- 
keit zvsrischen dem Handeln und dem Gefühl gilt 
zurecht als diagnostisches Kriterium eines psychischen 
Konfhkts. Jedoch läßt ein zwanghaftes Überbehüten 
allein nicht den Schluß auf eine unbewußte Ablehnung 
zu. In einem anderen Kontext hat eine solche Zwang- 
haftigkeit auch eine andere diagnostische Bedeutung. 


Ein ausgeprägt fürsorgliches und von zwanghaften 
Verletzungsbefürchtungen geprägtes Verhalten von 
Frauen mit Kindern deutet nicht allein auf eine unbe- 
wußte Ablehnung hin. Es ist vielmehr sogar gefährhch, 
von einer derart simplifizierenden und für die betref- 
fenden Frauen perspektivlosen Auffassung auszuge- 
hen. Ein derartiges Verhalten deutet vor allem darauf 
hin, daß die Frauen zwischen ihren Phantasien und 
Projektionen auf das Kind und der Person des Kindes 
manchmal schwer unterscheiden können - ohne das 
Kind eindeutig abzulehnen. Abgelehnt wird die pro- 
jektive Verzerrung, in der das Kind subjektiv wahrge- 
nommen wird. Statt von „unbewußter Ablehnung" des 
Kindes auszugehen/ sollte besser von unbewußter Pro- 
jektion auf das Kind und einer unzureichenden Wahr- 
nehmung des Kindes als Subjekt gesprochen werden. 


3. Mit welcher Häufigkeit tritt nach Kenntnis 
der Bundesregierung die Unerwünschtheit 
von Kindern auf? 


Über die Frage der Häufigkeit von „ungewünschten 
Kindern" liegen der Bundesregierung keine Untersu- 
chungen vor. Die Bundesregierung lehnt grundsätzlich 
eine Gleichsetzung unerwünschter Schwangerschaf- 
ten mit „ungewünschten Kindern" ab, da sich in der 
Mehrzahl der Fälle selbst bei einer zunächst nicht 
erwünschten Schwangerschaft eine positive Bezie- 
hung zu dem Kind entwickelt. 


4. Welche Angaben kann die Bundesregie- 
rung über die schichtspezifische Vertei- 
lung von Unerwünschtheit und die 
schichtspezifischen Auswirkungen der Un- 
erwünschtheit auf Kinder machen? 


Ungeplante Schwangerschaften treten nach einer 
Untersuchung von Hahlweg (Faktoren unbeabsichtig- 
ter Schwangerschaft - Empirischer Vergleich anhand 
einer repräsentativen Untersuchung deutscher Frau- 
en -) unabhängig von Schulbildung und Netto-Ein- 
kommen auf. Auch wurden dabei keine signifikanten 
Unterschiede zwischen der Konfession und dem Grad 
der Verbundenheit mit der Kirche festgestellt, so daß 
danach unbeabsichtigte Schwangerschaften in allen 
sozialen Schichten und bei allen Konfessionen in glei- 
chem Maße Vorkommen. Im Hinblick auf das allge- 
meine und spezifische Verhütungsverhalten ergab 
sich, daß die Frauen, die unbeabsichtigt schwanger 
wurden, auch häufiger die Verhütungsmethode 
gewechselt hatten und ganz allgemein ein anderes 
Vorsorgeverhalten verfolgten. 

Andere Autoren (z.B. Wilken/Oeter) weisen darauf 
hin, daß ungeplante Schwangerschaften mit über- 
durchschnittlicher Häufigkeit bei Gruppen mit großen 
sozialen Problemen zu finden sind. 

Auch hier ist darauf hinzuweisen, daß es höchst unge- 
wiß ist, daß ungeplante Schwangerschaften und insbe- 
sondere zunächst unerwünschte Kinder in der Regel 
auch unerwünscht bleiben. 
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5. a) Sind der Bundesregierung Untersu- 
chungen bekannt, nach denen mit stei- 
gender sozialer Schicht, also höherem 
Einkommen und gestiegenem Sozial- 
status, die nachträgliche Erwünschtheit 
von ungeplant auftretender Schwan- 
gerschaft zunimmt? 

b) Wenn ja, woran liegt es dann? 


Die Ablehnung einer Schwangerschaft kann erfah- 
rungsgemäß unterschiedlich stark ausgeprägt sein. 
Entsprechend einer psychoanalytischen Systematisie- 
rung gibt es ein breites Spektrum, welches von einer 
anhaltenden, bewußten Ablehnung über eine zwie- 
spältige Einstellung bis hin zur oberflächlichen Ableh- 
nung reicht, wobei die Schwangerschaft im Grunde ein 
psychisches Bedürfnis der Frau darstellt. Mit dem 
Beginn der Kindesbewegungen geht die Latenz- oder 
Krisenphase in der Regel zu Ende, weil dann der 
Embryo als lebend empfunden und somit seine 
Annahme als verpflichtend erlebt wird. Dieses Verhal- 
ten tritt in allen sozialen Schichten auf . 

Hierbei verkennt die Bundesregierung nicht, daß 
soziale und materielle Bedingungen die Einstellung 
zum ungeborenen Kind nicht unwesentlich beeinflus- 
sen. In diesem Zusammenhang wird auf die familien- 
politischen Maßnahmen der Bundesregierung ver- 
wiesen. 


6. Wie hoch schätzt die Bimdesregierung den 
Anteil der unerwünscht und emotional ab- 
gelehnten Kinder in der Zahl der Gesamt- 
geborenen eines Jalurganges? 


Für eine Schätzimg der imerwünschten Kinder eines 
Geburtsj ahrganges fehlen gesicherte Untersuchungen. 
In diesem Zusammenhang wird noch einmal darauf 
hin gewiesen, daß eine Gleichsetzung von „uner- 
wünschten"' mit „abgelehnten“ Kindern unzulässig ist. 


7, Wie ist die Relation von geplanten zu un- 
geplanten Schwangerschaften in der Bun- 
desrepublik Deutschland, und wie unter- 
scheidet sie sich von den Mitgliedstaaten 
der EG, der DDR imd den USA? 


In dieser Frage liegen verschiedenartige Untersuchun- 
gen mit zum Teü unterschiedlichen Ergebnissen vor. 
Nach einer neuen Untersuchung durch Infratest im 
Jahr 1987 über die Frage der Schwangerschaftspla- 
nung, gaben 60,5 Prozent der befragten schwangeren 
Frauen an, die feste Absicht zur Schwangerschaft 
gehabt zu haben (zum Vergleich lag die Zahl für das 
Jahr 1981/82 mit 60,2 Prozent nahezu ebenso hoch). 
Diese Daten werden bestätigt durch Ergebnisse der 
Längsschnittstudie des Bundesinstituts für BevÖlke- 


rungsforschimg, wonach in ländlichen Kreisen und 
Großstädten durchschnittlich etwa 70 Prozent der 
Frauen erklärte, daß sie sich freuten, als sie von ihrer 
letzten Schwangerschaft erfuhren. 

In den Ländern der EG und in den USA ist der Anteil 
der ungeplanten Schwangerschaften höher als der der 
geplanten Schwangerschaften. Zu berücksichtigen ist 
dabei jedoch, daß ungeplante nicht notwendig auch 
unerwünschte Kinder sind. 

Genaue Zahlen lassen sich nicht feststellen. 

Insbesondere ist in den Staaten der EG aufgrund der 
unterschiedlichen Ausprägung der Entwicklung zur 
bewußten Fanühenplanung und gesellschaftlichen 
Akzeptierung von Verhütimg die Relation von geplan- 
ten und ungeplanten Schwangerschaften differenziert 
zu bewerten. So wird z. B. für Frankreich festgestellt, 
daß die Mehrheit der Geburten das Ergebnis der 
bewußten Entscheidung eines Paares ist. Über die Ten- 
denzen in der DDR liegen keine gesonderten Kennt- 
nisse vor. 


8. a) Kann die Bundesregierung bestätigen, 
daß sich unter straffälligen Jugendli- 
chen ein auffällig hoher Anteü von un- 
erwünscht und in Ablehnung aufgezo- 
genen Kindem und Jugendlichen be- 
findet? 

Wenn ja, auf welche Untersuchungen 
stützt sie sich dabei? 


Gesicherte, wissenschaftliche Erkenntnisse zu dieser 
Frage liegen der Bundesregierung nicht vor. 


b) In welcher jugendpolitischen Absicht 
gedenkt die Bundesregierung von For- 
schungsergebnissen Gebrauch zu ma- 
chen, die das bedeutsame Phänomen 
des „difficult chüd syndrom" in engem 
. Bezug zur Unerwünschtheit der Kinder 
mit Heimkarrieren und strafrechthch 
auffälligem Verhalten sehen? 


Die Generahsienmg eines Zusammenhanges zwischen 
der Unerwünschtheit von Kindem und Heimkarrieren 
bzw, straffällig auffälligem Verheilten vop Kindem ist 
nicht möglich. Die Ursachen, die die Unterbringung 
eines Kindes außerhalb der eigenen Familie erforder- 
lich machen, sind mannigfaltig und lassen sich nur in 
Einzelfällen erforschen. 

In einzelnen Fällen mag die Unerwünschtheit eines 
Kindes im Hinblick auf eine spätere Heimkarriere eine 
gewisse Rolle spielen; jedoch ist es nicht möglich, 
tüeraus den allgemeinen Schluß zu ziehen, es bestehe 
ein enger Bezug zwischen der Unerwünschtheit von 
Kindem und Heimkarrieren bzw. straffälligem Verhal- 
ten von Kindem. Auch die Möglichkeit, ein (uner- 
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wünschtes) Kind zur Adoption freizugeben, sollte nicht 
unberücksichtigt bleiben. 

Eines der zentralen Anliegen des neuen Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes ist es, durch rechtzeitige präven- 
tive Hilfen, die die Erziehung der Kinder in der Familie 
fördern, eine Trennung von den Eltern und eine Unter- 
bringung im Heim zu vermeiden. Zu den dort vorgese- 
henen Leistungen gehören auch Angebote der Fami- 
lienbildung, um junge Menschen auf das Zusammen- 
leben mit Kindem vorzubereiten (Artikel 1 § 16 Abs. 2 
Nr. 1 KJHG). 


9. Welche Hinweise hat die Bundesregierung 
darauf, daß die Unerwünschtheit von Kin- 
dem sich in einem besonderen Bedürfnis 
nach Psychotherapie im Kindes-, Jugend- 
und Erwachsenenalter auswirkt? 


Nach fachlichen Erkenntnissen handelt es sich bei der 
Mehrzahl sogenannter „unerwünschter" Kinder um 
Kinder, die erwünscht waren, wobei diese Erwünscht- 
heit aber mehr auf bestimmten elterlichen Erwartun- 
gen und Bedürfnissen beruht und damit wenig mit den 
kindlichen Bedürfnissen, als eigene Person anerkannt 
zu sein, zu tun hat. Es ergibt sich daher häufig das 
Bedürfnis nach Psychotherapie in Folge dessen, daß 
Kinder „das Los der Unerwünschtheit tragen" weü sie 
sich nicht so entwickelt haben, wie es ihre Eltern er- 
warteten. 

Da es bereits an gesicherten Erkenntnissen über die 
Häufigkeit von „ungewünschten Kindern" fehlt, kann 
über ein diesbezügliches Bedürfnis zu therapeutischen 
Maßnahmen keine Vermutung auf gestellt werden. 


10. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß 
die Austragung xmerwünschter Schwan- 
gerschaften auch ein Faktor ist, der den 
allgemeinen psychischen Gesimdheitszu- 
stand der Bevölkemng nachteilig beein- 
flußt? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß das psychische 
Befinden der Menschen von unterschiedlichsten Fak- 
toren abhängt. Sie ist allerdings nicht der Ansicht, daß 
gerade der in der Frage genannte Faktor sich bevölke- 
rungsweit so aüswirkt, daß er unter anderen Faktoren, 
die ebenfalls von Bedeutung für den psychischen 
Gesundheitszustand von Menschen sind, von erwäh- 
nenswerter Bedeutung ist. 


11. Gibt es Forschungsprojekte und For- 
schungsinstitute in der Bundesrepublik 
Deutschland, die sich der Systematischen 
und kontinuierlichen Erforschimg dieses 
Problembereiches widmen? 

Welche Projekte imd Institute sind es? 


Nach Kenntnis der Bundesregierung gibt es kein Insti- 
tut, das sich systematisch mit diesem Bereich beschäf- 
tigt. Verschiedene Institute greifen Einzelfragen auf. 
Das Max-Planck-Institut für ausländisches und inter- 
nationales Strafrecht hat z. B. rechtsvergleichende 
Untersuchungen zum Schwangerschaftsabbruch unter 
Berücksichtigung sozialer Rahmenbedingungen 
durchgeführt. 


12. In welchem Ausmaß werden entsprechen- 
de Institutionen oder Forschungsprojekte 
von der Bimdesregienmg mit welchen Be- 
trägen gefördert? 


Die mit Jugendfragen befaßten zentralen Institute, wie 
z. B. das Deutsche Jugendinstitut, das durch das Bun- 
desministerium für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit gefördert wird, und das Staatsinstitut für 
Frühpädagogik und Familienforschung, das durch das 
Bayerische Staatsministerium für Arbeit und Sozialfor- 
schung gefördert wird, decken von ihrem Arbeitsspek- 
trum diesen Bereich ab. 


13. Welche Institutionen und Forschungspro- 
jekte widmen sich diesen Fragen in ande- 
ren Ländern? 


Hierüber liegen der Bundesregierung keine Kennt- 
nisse vor. 


14. Welche gesimdheitspolitischen Konse- 
quenzen zieht die Bimdesregierung aus 
der weitverbreiteten Tatsache, daß viele 
Kinder das Los der Unerwünschtheit 
tragen? 


Die Bundesregierung sieht „das Los der Unerwünscht- 
heit" nicht als eüi unabdingbares, unveränderbares 
Schicksal an. Im Verlauf ihres Lebens werden diese 
Kinder - auch durch Maßnahmen der Jugend- imd 
Familienhilfe - gleichwohl noch in ihren Familien auf- 
genommen und gefördert, während möglicherweise 
gewünschte Kinder diese Förderung nicht erfcihren. 
Sind im Einzelfall therapeutische Hilfen erforderlich, 
so sind diese Angebote bereits heute in unserem 
Gesundheitswesen sowie in der Jugend- und Familien- 
hilfe (KJHG) vorhanden bzw. erweitert worden. 


15. In welcher Weise wird den psychischen 
Lebenserschwemissen unerwünschter 
Kinder als Quelle psychischen imd familiä- 
ren Elends in der Ausbildung und Berufs- 
vorbereitung der erziehenden, pädagogi- 
schen und heilenden Berufe Rechnung ge- 
tragen? 
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Für die sozialen Berufe mit ihrer Ausbildung auf Fach- 
schul-, Fachhochschulebene sind die Länder zustän- 
dig. Es ist davon auszugehen, daß typische Gründe für 
Sozialisationsschwierigkeiten von Kindern zumindest 
beispielhaft in der Ausbildung angesprochen werden. 

Die Tätigkeit von Heil-, Hilfsberufen besteht in der 
Durchführung ärztlich verordneter oder sonst medizi- 
nisch indizierter Maßnahmen zur Heilung, Linderung 
und Verhütung von Krankheiten beim einzelnen 
Patienten. Auf diese medizinische Assistenztätigkeit, 
die vom Behandlungsmonopol des Arztes abgeleitet ist 
und daher nicht losgelöst davon gesehen werden darf, 
ist das Ausbildungsziel in den Ausbildimgsvorschriften 
dieser Berufe ausgerichtet. 

Psychisches „Elend" im Zusammenhang mit uner- 
wünschten Kindern ist, soweit es die Ursache körperli- 
chen und seelischen Leidens sein kann, im Rahmen 
allgemein- medizinischer Ausbildungsfächer z. B. Psy- 
chologie und Psychiatrie grundsätzlich erfaßt. 


V. Trotz zaghafter gegenläufiger Tendenzen cha- 
rakterisiert es die Mehrheit der Männer, daß sie 
eine generelle gefühlsmäßige 'Abneigung ge- 
gen lündererziehung und die kontinuierliche 
gefühlsmäßige Nähe zu Kindern haben. Wir fra- 
gen deshalb die Bundesregierung: 

1. Könnte diese Gefühlsabgewandtheit der 
Mäimer gegenüber privaten Beziehungen, 
die eindeutig einen Aspekt der modernen 
männlichen Identität darstellt, zu einem 
gewissen Teü daher rühren, daß Mäimer 
mit einer Abspaltung ihrer Gefühle auch 
auf die strafgesetzlich erzwungene Austra- 
gung unerwünschter Schwangerschaften 
reagieren? 


Es ist nach der Kenntnis der Bundesregierung unbe- 
wiesen, daß bei Männern generell eine Gefühlsabge- 
wandtheit gegenüber privaten Beziehimgen besteht; 
demzufolge kann auch keinerlei Vermutung über die 
Ursachen solcher Gefühle bei Männern geäußert 
werden. 


2. Durch welche famüienpolitischen Aktio- 
nen will die Bundesregierung dazu beitra- 
gen, daß Männer ihren psychischen Anteü 
an einer unerwünschten Schwangerschaft 
akzeptieren und daraus Lehren für eine 
eigene Verantwortung für die Kinderpla- 
nung .ableiten? 


geboT;en unterschiedlicher Träger - und Aufklärungs- 
maßnahmen im Bereich von Sexualität und Famüien- 
planung mit dazu bei, daß Männer sich auch mit der 
Schwangerschaft, Geburt und den nachfolgenden Ver- 
pflichtungen gegenüber dem Kind auseinandersetzen. 
Auch die Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit, die 
die Bundesregierung gerade in jüngster Zeit verstärkt 
durchgeführt hat, berücksichtigen diesen Gesichts- 
pimkt. 


3, Entspricht der Kinderwunsch von Frauen 
nach Ansicht der Bundesregierung deren 
.Organfähigkeit, gebären zu können, oder 
ist der Wunsch nach einem Kind eine er- 
worbene psychologische Fähigkeit, die 
durch viele, also auch soziale Bedingungen 
im Laufe der psychischen Entwicklung 
vom Mädchen zur Frau erst hervorge- 
bracht wird? 

4. Wenn die Bundesregierung den weibli- 
chen Kinderwunsch organisch begründet, 
welche Bedeutung kommt dann der männ- 
lichen Organausstattung für die Genese 
eines männlichen Kinderwunsches zu? 


Nach Ansicht der Bundesregienmg ist der Kinder- 
wunsch sowohl bäi Frauen als auch bei Männern auf 
ein Zusammenspiel der beiden angegebenen Faktoren 
zurückzuführen. Aus der Motivationsforschung des 
Kinderwunsches gibt es vielfältige Aspekte, die im 
individuellen Fall die Hintergründe deutiicher hervor- 
treten lassen. Es ist bekannt, daß das Kind oft als Ersatz 
für eigene unerfüllte Wünsche steht. Auch der Wunsch, 
sich im Kind wiederzufinden, im Kind weiterzuleben 
oder auch durch das Kind eigene innere Leere zu 
überspielen, ist häufig. Daneben gibt es auch die Moti- 
vation, die Erfüllung der Partnerschaft in einem 
gemeinsamen Kind zu sehen. Nach sozialwissenschaft- 
lichen Erkenntnissen ist jedenfalls anzunehmen, daß 
die „Organfähigkeit" offenbar nur die Matrix darsteUt, 
auf der ein Kinderwimsch sowohl beim Mann als auch 
bei der Frau entstehen kann. 


5. Läßt die männliche Organbeschaffenheit 
nach Ansicht der Bundesregierung einen 
psychischen Kinderwimsch zu? 


Zu dieser Frage wird auf die Antwort zu V. 3. und V. 4. 
verwiesen. 


Die Bundesregierung hält es für notwendig, den 
Vätern ihre Verantwortung bei unerwünschten 
Schwangerschaften bewußter zu machen. Familienpo- 
litische Maßnahmen wie das Erziehungsgeld und der 
Erziehungsurlaub, welche auch von Männern in 
Anspruch genommen werden können, tragen ebenso 
wie Familienbüdungsmaßnahmen - insbesondere die 
Teilnahme von Männern an Geburtsvorbereitungsan- 


6. Wenn die Bundesregierung den Kinder- 
- wünsch von Frauen und Männern nicht 
aus der Organbeschaffenheit ableitet, wie 
tut sie es daim vor allem im Hinblick auf 
den Mann? 


Zu dieser Frage wird auf die Antwort zu V. 3.fV. 4. 
verwiesen. 
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7. Ist für die Bundesregierung die gefühlsmä- 
ßige Zuneigung einer Frau zu ihrem Kind 
unter anderem auch das Ergebnis einer 
wohlabgestimmten Familien-, Berufs- und 
Lebensplanung? 

Eine partnerschaftlich abgestimmte Familien-, Beruf s- 
und Lebensplanung ist eine gute Grundlage für eine 
gefühlsmäßige Zuneigung von Müttern und Vätern zu 
ihren Kindern, für eine förderliche Entwicklung der 
Kinder und eine solidarische Haltung in der Familie. 


8. Geht auch die Bundesregierung davon 
aus, daß blockierte weibliche Lebensper- 
spektiven einen komplexen Hintergrund 
für subtil aggressives, aber auch offen ge- 
walttätiges Verhalten gegenüber Kindern 
abgeben könnten? 

Die bisherigen wissenschaftlichen Untersuchungen 
über gewalttätiges Verhalten von Eltern gegenüber 
ihren Kindern zeigen, daß dabei sehr unterschiedliche 
Ursachen eine Rolle spielen können und vorschnelle 
Erklärungsversuche nicht angebracht sind. Ursächlich 
können z. B. erhebliche Lebensbelastungen materieller 
und individueller psychischer Art sein; auch insoweit 
wären Verallgemeinerungen fehlerhaft. Die persönli- 
che Überforderung als Vorstufe für eine gewaltför- 
dernde Situation in einer „Normalfamilie" kann aus 
schweren Partnerschaftsproblemen, chronischen 
Erkrankungen in der Familie sowie einer starken 
Beeinträchtigung des seelischen Wohlbefindens her- 
rühren, aber auch aus dem als sehr schwierig erlebten 
Verhalten der Kinder. Der Bundesregierung liegen 
keine wissenschaftlich relevanten Hinweise darüber 
vor, daß auch „blockierte weibliche Lebensperspekti- 
ven" sich im Sinne eines gewalttätigen Verhaltens 
aus wirken können. 


9. Sieht die Bundesregierung die Uner- 
wünschtheit eines Kindes als Moment, das 
elterliche Gewalt gegen Kinder fördert? 

Der Bundesregierung liegen auch keine wissenschaft- 
lich gesicherten Hinweise vor, ob die Unerwünschtheit 
des Kindes als eine Ursache gewalttätiges Verhalten 
gegenüber Kindern fördert. 

Eine Längsschnittuntersuchung des Staatsinstituts für 
Frühpädagogik und Familienforschung erbrachte zur 
Variable „Geplantheit der Schwangerschaft" keine 
Beziehung zur Gewaltanwendung in Familien oder 
ihren Prädiktoren. Mütter von ungeplanten Kindern 
zeigten im ersten Lebensjahr ihrem Kind gegenüber 
weniger Feinfühligkeit. Auch war die Qualität solcher 
Ehen weniger gut (Heinig/Engfer). 


10. Geht die Bundesregierung davon aus, daß 
das männlich prätentiöse Gehabe - auch 
patriarchalischer Habitus genannt - be- 
reits beim Knaben und später bei den mei- 
sten Männern daher rührt, daß sie die Le- 


benswünsche ihrer Mütter stellvertretend 
realisieren sollen, weil die Mütter durch 
Diskriminierungen daran gehindert wer- 
den, sich ihre Lebenswünsche selbst zu 
erfüllen? 


Über die Ursachen von geschlechtsspezifischen Ver- 
haltensformen bei Jungen und Mädchen bzw. Frauen 
und Männern werden in der Literatur eine Vielzahl von 
familiären und gesellschaftlichen Ursachen diskutiert. 
Das angesprochene Problem, daß manche Kinder stell- 
vertretend für die Eltern deren nicht erfüllte Lebens- 
wünsche realisieren sollen, wird allerdings weniger in 
den Zusammenhang mit geschlechtsspezifischem Ver- 
halten gestellt als mit dem elterlichen Druck zu berufli- 
cher Karriere begründet. 


VI. Die Gesetzgebung zur Strafbarkeit der eheli- 
chen Sexualgewalt schleppt sich schwerfälhg 
dahin. Wir fragen deshalb die Bundesregierung, 
ob ihr Erkenntnisse darüber vorliegen, 

1. daß Männer die Zeugung ihrer eigenen 
Kinder nachträglich als gewalttätige Zeu- 
gungen wahrnehmen und ver- 
allgemeinernd folgern, 

daß gewalttätig herbeigeführte Schwan- 
gerschaften eine weitverbreitete eheliche 
Realität darsteUen, die Frauen durch die 
straf gesetzliche Anerkennung ehelicher 
Sexualgewalt zukünftig durch Abtreibung 
unterbinden werden? 


Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Frage 
der Strafbarkeit der ehelichen Sexualgewalt nicht vor- 
rangig unter den Gesichtspunkten der Fragestellung 
zu diskutieren ist. 

Zur Frage, wie Männer die Zeugung ihrer Kinder 
nachträglich empfinden, liegen der Bundesregierung 
keinerlei gesicherte Erkenntnisse vor. 

Für die Bundesregierung beinhaltet die eheliche 
Sexualität eine partnerschaftliche Verantwortung von 
Mann und Frau für ihr Verhütungsverhalten und für 
eine Schwangerschaft. Das setzt die Fähigkeit voraus, 
Sexualität in ein insgesamt verantwortliches persona- 
les Verhalten zu integrieren. Mit vielfältigen Informa- 
tionen und Aufklärung leistet das Bundesministerium 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit einen 
Beitrag zur Bewußtseinsbildung in der Bevölkerung 
und zur Befähigung der Partner, ihrer Verantwortung 
gerecht zu werden. 


2. Mit welchen Untersuchungen kann die 
Bundesregierung die Vermutung bestäti- 
gen, daß viele Frauen der Auffassung sind, 
daß ihre Kinder durch eheliche Ge- 
waltsexualität gezeugt wurden und daß al- 
lein aus Gründen der sozialen Konvention, 
der materiellen Abhängigkeit vom Partner 
und des Schamgefühls in der Vergangen- 
heit darauf verzichtet wurde, die uner- 
wünschten Schwangerschaften abzutrei- 
ben sowie die unerwünscht Geborenen 
und den Ehepartner zu verstoßen? 
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Wissenschaftliche Erkenntnisse zur geäußerten Ver- 
mutung sind der Bundesregierung nicht bekannt. 


3. Wie hoch schätzt die Bundesregierung den 
Anteü unter den unerwünschten Kindern, 
die als Folge ehehcher Gewaltsexuahtät 
geboren wuirden? 


Da gesicherte wissenschaftliche Erkenntnisse über die 
Anzahl und den Anteil von unerwünschten Kindern an 
der Gesamtzahl aller Kinder nicht vorliegen, ist auch 
über den Anteil infolge von ehehcher Gewaltsexualität 
geborener Kinder eine Aussage nicht möglich. 


VII. Die Bundesregierung leistet durch die „Stiftung 
Schutz des Ungeborenen Lebens" finanzielle 
Hilfen ohne Rechtsanspruch für Frauen, die un- 
geplant und ungewünscht schwanger wurden. 
Wir fragen die Bundesregierung, ob sie über 
kurzfristige materielle Entlastungen hinaus sich 
durch diese Zahlungen auch einen langfristigen 
Beitrag zu einer positiven Gefühlsbeziehung 
zum Kind verspricht oder ob sie darin primär 
nur eine Prämie für ein bevölkerungspohtisch 
gewünschtes Verhalten sieht, das dem gefühls- 
mäßigen Verhältnis einer Frau zur Schwanger- 
schaft und dem Kind letztlich äußerlich bleibt? 


Staat und Gesellschaft sind zu einem gefächerten 
System sozialer Hilfen verpflichtet, um Alternativen 
zum Schwangerschaftsabbruch tragfähig zu machen 
und so ihren Beitrag zum Schutz des ungeborenen 
Lebens zu leisten. Die Bundesregierung nimmt diesen 
Auftrag sehr ernst und hat daher in den vergangenen 
Jahren die Rechtsansprüche auf eine ganze Reihe von 
Leistungen für werdende Mütter und Familien mit Kin- 
dern verbessert (z. B. das Erziehungsgeld verbunden 
mit dem Erziehungsurlaub, die Anerkennung von 
Erziehungszeiten in der Rentenversicherung sowie den 
Kindergeldzuschlag). Gerade die im vergangenen Jahr 
beschlossenen Verbesserungen (Verlängerung von 
Erziehungsgeldzeiten, Erziehungsurlaub, Erhöhung 
des Kindergeldes für das zweite Kind sowie struktu- 
relle Verbesserungen beim Erziehungsgeld) haben 
Familien in einigen Bereichen entlastet, in denen bis 
dahin allein durch die Bundesstiftung „Mutter und 
Kind - Schutz des ungeborenen Lebens'" geholfen wer- 
den konnte. Diese Beispiele machen deutlich, wie die 
Bundesstiftung in den zurückliegenden Jahren die 
durch Rechtsanspruch abgesicherten Hilfen wirksam 
ergänzt hat. Mit Mitteln der Bundesstiftung kann auch 
zukünftig dann noch geholfen werden, wenn gesetz- 
liche Hilfen nicht ausreichen, einer besonders schwie- 
rigen Situation gerecht zu werden. Die Bundesstiftung 
ergänzt ein Geflecht sehr verschiedenartiger Hilfen, 
mit dem die Situation werdender Mütter, die sich in 
einer Notlage befinden, verbessert werden kann. 
Dadurch kann sich eine insgesamt schwierige Situa- 
tion sehr wohl als eher verkraftbar darstellen, wenn der 
wirtschaftliche Teil ihrer Ursachen abgefangen werden 


kann. Die Bundesregierung hat durch die Verbesse- 
rung der gesetzlichen Hilfen für Familien sowie durch 
die Errichtung der Bundesstiftung „Mutter und Kind - 
Schutz des ungeborenen Lebens" zu einem Klima in 
unserer Gesellschaft beigetragen, das schwangeren 
Frauen vermehrt Solidarität und die Bereitschaft zu 
konkreter Hilfe signalisiert. Dies ist ein Beitrag, um 
werdenden Müttern in ihrem gefühlsmäßigen Verhält- 
nis zur Schwangerschaft und zu ihrem Kind eine Per- 
spektive aufzuzeigen. 


VIII. Erfahrungsgemäß haben Frauen, die eine abge- 
lehnte Schwangerschaft ausgetragen haben 
und das Kind emotional nicht annehmen wollen, 
erhebhche Schuldgefühle und zeigen psychi- 
sche und psychosomatische Störungssymptome, 
weü sie ihrem eigenen und vor allem dem ge- 
sellschaftlichen Muttervorbüd nicht entspre- 
chen. 

1, Wie glaubt die Bundesregierung, daß 
Frauen mit einem abgelehnten Kind das 
Leben erleichtert werden könnte, die sich 
unter vielfältigem kulturellen Druck zur 
Verleugnung ihrer feindsehgen Gefühle 
zwingen? 


Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß durch geeig- 
nete Unterstützung, z. B. durch Angebote der Jugend- 
und Famüienhilfe und insbesondere der Familienthe- 
rapie, die mütterliche Akzeptanz dem Kind gegenüber 
gefördert werden kann. Insbesondere werden durch 
das am 1. Januar 1991 inkrafttretende Kinder- und 
Jugendhilfegesetz (KJHG), das darauf abstellt, die 
Erziehungskraft in der Familie zu stärken, die Bera- 
tungs- und Hilfsangebote im Interesse der Familie wei- 
ter ausgebaut. Für Frauen, die ihre Ablehnung dem 
Kind gegenüber anhaltend erleben, könnte die Frei- 
gabe zur Adoption möglicherweise eine Lösung dar- 
stellen. 


2. a) Ist die Bundesregierung der Meinung, 
daß der bislang strafrechtlich und kin- 
deswohlpoütisch vernachlässigte 

Aspekt der Kindesgefährdung durch 
Unerwünschtheit, d. h. emotionale Ab- 
lehnung, zu einer Neubewertung der 
Abtreibungsgesetzgebung und zu 
einer Berücksichtigung im Jugend- 
wohlfahrtsgesetz führen müßte? 

b) Wenn nein, warum nicht? 


Die Bundesregierung ist nicht dieser Meinung und 
verweist in diesem Zusammenhang auf die Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts vom 25. Februar 
1975 und die mit dem neuen Kinder- und Jugendhilfe- 
gesetz geschaffenen erweiterten Präventions- und 
Hilfsangebote. 


IX. Die Bedeutung der mannigfaltigen individuel- 
len und gesellschaftlichen Nachteile der kindli- 
chen Unerwünschtheit wird in vielen Staaten 
für die Kindeswohlpohtik und gegebenenfalls 
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auch für die rechtliche Regelung der Abtrei- 
bungspraxis anerkannt. Wir fragen die Bundes- 
regierung: 

1. Gedenkt sie, auf die international aner- 
kannte nachteilige Wirkung der kindli- 
chen Unerwünschtheit hinzuweisen, damit 
möglichst erwünschte Kinder zur Welt ge- 
bracht werden und die Fanülienplanung 
der politisch Verantwortlichen so gestaltet 
wird, daß erwünschte Schwangerschaften 
ausgetragen werden können? 


Ziel der familienpolitischen Maßnahmen der Bundes- 
regierung ist, die gesellschaftlichen Rahmenbedingun- 
gen durch Politik und Zusammenwirken aller gesell- 
schaftlichen Kräfte so zu gestalten, daß die Entschei- 
dung, in einer Familie zu leben, Kinder zu haben und 
füreinander Verantwortung zu tragen, für alle Fami- 
lienmitglieder - insbesondere auch im Interesse von 
Kindern ~ eine tragfähige Lebensperspektive darstellt. 
Darüber hinaus verfolgen insbesondere die Maßnah- 
men der Bundesregierung zur Sexualaufklärung, -päd- 
agogik und zu Maßnahmen der Familienplanung das 
Ziel, ungeplante Schwangerschaften möglichst nicht 
entstehen zü lassen. Unter Bezug auf den verfassungs- 
mäßig garantierten Schutz ungeborener Kinder wird 
nochmals darauf hingewiesen, daß Abtreibung kein 
Mittel der Familienplanung ist. 


2. Wie hoch schätzt die Bundesregierung den 
Anteil von unerwünschten Schwanger- 
schaften, die ausgetragen werden, weil die 
restriktive Anwendung des § 218 StGB in 
Bundesländern wie z. B. Bayern, Baden- 
Württemberg imd Rheinland-Pfalz Frauen 
daran hindert, die legalen Möghchkeiten 
der Abtreibung iimerhalb der vorgesehe- 
nen Zwölfwochenfrist zu nutzen? 


Über den Anteil derjenigen Schwangerschciften, die 
nach Durchführung einer Beratung nach § 218 b StGB 
abgebrochen oder fortgesetzt werden, ist der Bundes- 
regierung nichts bekannt. Auch den Trägem der Bera- 
tungsstellen ist dazu nichts bekannt, da eine Datener- 
hebung in dieser Frage nicht stattfindet. 

In keinem Bundesland werden Frauen daran gehin- 
dert, einen legalen Schwangerschaftsabbruch durch- 
zuführen. Im übrigen ist die Unerwünschtheit einer 
Schwangerschaft allein auch nach den Maßstäben des 
Urteils des Bundesverfassungsgerichts keine Rechtfer- 
tigung für eine Abtreibung. 


3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß 
Frauen massive Häigefühle auf das Kiad 
aus einer auferzwungenen Schwanger- 
schaft hegen können imd somit die länder- 
spezifischen Gesetzesobstruktionen un- 
mittelbar für das Unglück dieser Kinder 
eine wichtige Rolle spielen? 


Das Entstehen von Haßgefühlen gegenüber Kindern 
und Mißhandlungen von Kindern kann aus einer Viel- 
zahl von Ursachen herrühren? ein Kind kann für seine 
Eltern eine finanzielle, emotionale oder psychische 
Last sein. Diese Ursachen sind bisher wissenschaftlich 
nicht geklärt. Einen Zusammenhang zwischen den 
gesetzlichen Regelungen der Länder zur Ausfühmng 
der §§218ff. StGB und den Gefühlen für ein uner- 
wünschtes Kind sieht die Bundesregiemng nicht. Aus 
rechtlicher Sicht kann von „auf erzwungener Schwan- 
gerschaft“ oder „iänderspezifischer Gesetzesobstruk- 
tion“ in keinem Bundesland die Rede sein. 


4. Hält es die Bundesregierung deshalb für 
erforderlich, auf eine einheitliche Handha- 
bung des § 218 StGB in allen Bundeslän- 
dern zu dringen, damit die bürokratische 
Erschwernis der legalen Abtreibung nicht 
die Problematik der unerwünschten Kin- 
der verschärft imd die Frauen in psychi- 
sche Bedrängnis treibt? 


Da die Bundesregierung keinen Zusammenhang zwi- 
schen den gefühlsmäßigen Reaktionen der Eltern auf 
ein erwünschtes oder unerwünschtes Kind und den 
Ausführungsgesetzen der Bundesländer zu den 
§§ 218 ff. StGB sieht, besteht in diesem Bereich auch 
kein Handlimgsbedarf. 


5. Hält es die Bundesregienmg für denkbar, 
daß imter dem Druck länderspezifischer § 
218-Handhabungen Eltern ihre uner- 
wünscht geborenen Kinder für ihre Le- 
bensnot verantwortlich machen könnten, 
statt das auf die repressive Länderpolitik 
zurückzuführen? 


Die Bundesre0erung geht davon aus, daß sehr unter- 
schiedliche Faktoren das Leben der Eltern von uner- 
vmnschten Kindern beeinflussen. Sie läßt dabei nicht 
außer acht, daß viele zunächst ungeplante Kinder zu 
gewollten Kindern werden. Die Regelungen der Bun- 
desländer über Einrichtungen für den Schwanger- 
schaf tsabbmch stehen mit den sich möglicherweise 
ergebenden ökonomischen und sozialen Problemen 
der Eltern nach der Geburt des Kindes in keinem 
Zusammenhang. 


6. Geht die Bundesregiemng davon aus, daß 
es sich bei Abtreibimgen auch um einen 
erzwungenen Verzicht auf die Kinder- 
wunscherfüllung handeln kann, weil sich 
Frauen und Männer, die verantwortlich 
handeln wollen, (angesichts der Kinder- 
feindhchkeit in der Gesellschaft, durch 
Wohnraumnot, Belastung von Nahruhgs- 
mitteln und Umwelt sowie Gefährdung der 
Kinder durch chemische Substanzen und 
Strahlenbelastung) nicht Zutrauen, Kinder 
auf die Welt zu bringen? 
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Die Bundesregierung respektiert die Einstellung von 
Menschen,^ die aus persönlichen Motiven auf Kinder 
verzichten. Ein Schwangerschaftsabbruch stellt aber 
keinen Weg dar, diese Entscheidung umzusetzen. Die 
Voraussetzungen der §§ 218ff. StGB sind alleiniger 
Maßstab für die Zulassung eines legalen Abbruchs, Ein 
verantwortliches Handeln dieser Personen kann nur 
darin gesehen werden, daß sie aufgrund des hohen 
Stellenwertes, den das Leben besitzt, die Zeugung 
eines Kindes durch bewußte Verhütung verhindern. 
Die Bundesregienmg tut ihrerseits alles für die Schaf- 
fung gesellschaftlicher Rahmenbedingungen, um 
Ursachen für die Entscheidung gegen Kinder zu besei- 
tigen. 


7. Hält es die Bundesregierung unter 
kindeswohlpolitischen Gesichtspunkten 
für vertretbar, d^ „Mußehen" mit einer 
mindestens dreimal höheren Scheidungs- 
rate als üblich in Folge einer repressiven 
Handhabung des § 218 StGB eingegangen 
werden? 


Dem Bundesmiiüsterium für Jugend, Familie, Frauen 
imd Gesundheit ist nicht bekannt, inwieweit „Muß- 
ehen" aufgrund des § 218 StGB eingegangen werden. 
Obschon keine detaillierten. Forschimgsergebnisse 
vorhegen, können die vorhegenden Daten als Indiz 
dafür gewertet werden, daß „Mußehen" im Sinn von 
durch die Geburt eines Kindes erzwungener Ehe- 
schließung in unserer GeseUschaft heute eine nur 
geringe Rohe spielen. So ist zwar der Wunsch nach 
Kindern ein häufiges Ehemptiv, die Schwangerschaft 
steht jedoch meist im Zusammenhang mit einer an sich 
gewünschten Eheschließung. 

Die Behauptung einer Verdreifachung von Scheidun- 
gen bei „Mußehen" kann anhand der vorhegenden 
Daten so nicht nachvoUzogen werden. So ist zwar bei 
Personen, die als Grund für die Eheschhpßung die 
Geburt eines Kindes angeben, eine erhöhte Schei- 
drmgsrate festzustehen, diese Ehen können jedoch 
nicht eindeutig als „Mußehen" identifiziert werden. 
Überlagert wird dies außerdem durch das gleichzeitig 
gegebene jüngere Heiratsalteh Ledighch das jüngere 
Heiratsalter ist dabei statistisch einwandfrei als erhöh- 
tes Scheidungsrisiko feststeUbar. 

Ein Bezug zu einer „repressiven Handhabimg" des 
§ 218 StGB ist nicht herzusteUen. 


8. Hält es die Bundesre0erung mit ihrem im- 
mer wieder formulierten Gleichberechti- 
gungsanspruch der Frauen für vereinbar, 
daß junge Frauen durch „Mußehen" we- 
gen verweigerter Abtreibimgen schweren 
psychischen Belastungen ausgesetzt wer- 
den und zudem berufliche Einschränkun- 
gen und Nachteile mit imaufholbaren 
Wettbewerbsnachteilen gegenüber Män- 
nern als Privatproblem in Kauf nehmen 
müssen? 


Weder durch die Gesetzgebung noch durch die Pohtik 
der Bundesregierung werden sogenannte „Mußehen" 
propagiert. Es hegt ausschheßhch in der alleinigen 
Verantwortung der Schwangeren und des Mannes, ob 
sie wegen des erwarteten Kindes eine Ehe eingehen 
und wie sie ihren Lebensweg gemeinsam gestalten 
wollen. 


9. Durch welche Handlungen glaubt die Bun- 
desregierung verhindern zu können, daß 
eine bemerkenswerte Zahl von Frauen, die 
unerwünscht schwanger sind und an der 
Abtreibung gehindert werden, sich selbst 
und den Fötus etwa durch den Verzicht auf 
Vorsorgeuntersuchungen imd eine kindes- 
förderade Lebensweise schädigen? 


Die Entscheidung für oder gegen ein Kind liegt letzt- 
endlich bei der Frau und ihrem Partner. Die Bundesre- 
gierung sieht es als eine besondere Aufgabe an, durch 
Sexualaufklänmg und durch Beratung über Verhü- 
tungsmöghchkeiten die Partner zu einer bewußten 
Familienplanung zu veranlassen. Bei ungewollter 
Schwangerschaft werden staatliche Hilfen zur Verbes- 
serung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
gewährt (vgl. Antwort zu Frage VII). Wichtig ist in 
diesem Zusammenhang, daß die Frau nicht mit ihrem 
Problem alleingelassen wird, sondern Verständnis bei 
ihrer Mitwelt findet imd ein ausreichendes Beratungs- 
und Hilfsangebot vor Ort vorhanden ist, das sie bei der 
Bewältigung der Probleme unterstützt und begleitet. 
Ziel ist es, ihre Ängste vor Überforderung zu beseitigen 
und Zukunftsperspektiven zu eröffnen. Es wird aber 
auch von den Betroffenen persönlich erwartet, daß sie 
alles unternehmen, diese Konfliktsituation zu bewälti- 
gen, ohne das ungeborene Leben bewußt zu schädi- 
gen. Es ist allgemein anerkannt, daß sich die Einstel- 
lung zu dem Kind im Verlaufe der Schwangerschaft 
insofern verändert, als die Anteüe von negativen oder 
gleichgültigen Gefühlen, je näher die Geburt heran- 
rückt, geringer werden. - 


10. Ist der Bundesregierung bekannt, daß 
Frauen mit ihrer MutterroUe oft dann Pro- 
bleme haben, wenn ihre eigene Mutter 
bereits solche Probleme zeigte? 


Es ist in der Psychologie bekannt, daß sich Verhaltens- 
muster und familiäre Probleme der Urspnmgsfamilie in 
der eigenen Familie wiederholen können. Insbeson- 
dere in dem Bereich „Gewalt in der Fanühe" kormte 
nachgewiesen werden, daß eigene Erfahrung von 
Gewalt oder Ablehnung einen entscheidenden Risiko- 
faktor für späteres Verhalten darstellt, aber keines- 
wegs zwangsläufig ist. Ledighch bei Va der Eltern war 
die Weitergabe selbstetfahrener Gewalt festzustehen. 
Dieser Kreislauf kann aber durchbrochen werden. 
Beratung und Therapie bieten hierzu wertvohe Hilfen. 
Ebenso wurden in der Psychologie aber auch Entwick- 
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lungen konstatiert, nach denen eine gerade umge- 
kehrte Tendenz eintritt, daß Frauen es anders und 
besser als ihre eigenen Mütter bewältigen, die Mutter- 
rolle auszufüllen. 


11, Wie will die Bundesregierung sicherstel- 
len, daß der Umkehrschluß, nach dem 
Frauen mit ihrer Mutterrolle keine oder 
weniger Probleme haben, wenn ihre eige- 
nen Mütter positive Einstellungen zum 
Kinderwunsch und zur Mutterschaft zeig- 
ten, frauenpolitisch wirksam gemacht wer- 
den kann? 


Die Bundesregierung hält diesbezüglich insbesondere 
für wünschenswert: 

a) die Unterstützung von Müttern und Vätern bei der 
Bewältigung und Verarbeitung ihrer in der eigenen 
Kindheit erfahrenen famihären Probleme, 

b) die Unterstützung von Müttern und Vätern, eine 
positive Einstellung zu ihrer Elternrolle zu entwik- 
keln und dann beizubehalten. 


12. Teilt die Bundesregierung die Schlußfolge- 
rung von Wissenschaftlern, die über lang- 
jährige empirische Erfahrungen mit dem 
Schicksal unerwünschter Kinder verfügen, 
daß auch Parteien es Frauen prinzipiell 
überlassen sollten, den Zeitpunkt, zu dem 
sie schwanger werden möchten, selbst zu 
bestimmen, und Schwangerschaften in 
einer Zeit, in der sie emotional noch nicht 
fähig sind, die Mutterrolle zu übernehmen, 
in eigener Verantwortung auszutragen 
oder abzubrechen? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß im Rah- 
men bewußt angewandter Familienplanung es Män- 
nern und Frauen überlassen sein muß, den Zeitpunkt 
für ein Kind frei zu bestimmen. Hinsichtlich der Zuläs- 
sigkeit eines Schwangerschaftsabbruchs ist aber von 
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
25. Februar 1975 auszugehen. 


13. Hält es die Bundesregierung für sinnvoll, 
Frauen zum Austragen einer unerwünsch- 
ten Schwangerschaft zu motivieren, ob- 
wohl bekannt ist, daß die Unerwünschtheit 
den physiologischen Prozeß der Lebens- 
entstehung in der Gebärmutter negativ be- 
einträchtigt? 


Die Bundesregierung stimmt der in der Frage enthalte- 
nen Aussage, daß „Unerwünschtheit" die kindliche 
Entwicklung in der Gebärmutter beeinträchtigt, nicht 
zu. 


14. In welcher Form sieht sich die Bundesre- 
gierung in der Lage, das Auftreten von 
Angst und Streß während der Schwanger- 
schaft zu beseitigen, das eine Entwick- 
lungserschwerung für den Fötus darstellt? 


Das Auftreten von Angst und Streß ist auch in der 
Schwangerschaft nicht absolut zu vermeiden. Im Rah- 
men einer umfassenden Schwangerenvorsorge sollte 
jedoch darauf hingewirkt werden, daß angst- und 
streßauslösende Faktoren verringert werden. Die Vor- 
sorgeuntersuchungen werden dem jeweils neuesten 
wissenschafthchen Erkenntnisstand angepaßt, um eine 
optimale Schwangerenvorsorge zu gewährleisten. 


15. In welchem Ausmaß ist nach Kenntnis der 
Bundesregierung die Unerwünschtheit 
eine maßgebliche Größe, die zur Schädi- 
gung der Kinder durch Alkoholkonsum - 
der Alkoholembryopathie - führt? 

16. Wie gedenkt die Bundesregierung darauf 
zu reagieren, daß auch minder schwere 
Formen des Alkoholmißbrauchs - bedingt 
durch die Unerwünschtheit der Schwan- 
gerschaft - zu geistigen und körperlichen 
Entwicklungsverzögerungen der Kinder 
führen, die nicht mehr aufhebbar sind? 

17. In welcher Form glaubt die Bundesregie- 
rung dazu beitragen zu können, daß Kin- 
der aus unerwünschten Schwangerschaf- 
ten, die durch Alkoholembryopathie in ih- 
rer psychischen Entwicklungsfähigkeit ir- 
reversibel geschädigt und körperlich miß- 
gebildet sind, trotz der gefühlsmäßigen 
Ablehnung durch die Eltern jene Zu- 
wendung erhalten, die ihr Zustand der 
multiplen Benachteüigung und des 
menschlichen Unglücks erfordert? 


Nach Kenntnis der Bundesregierung gibt es weder in 
der Bundesrepublik Deutschland noch in anderen Län- 
dern Studien zur Häufigkeit und dem Schweregrad der 
Alkoholembryopathie in Abhängigkeit von der Uner- 
wünschtheit des Kindes. 

Eine Schädigung der Leibesfrucht im Sinne der Alko- 
holembryopathie ist nach vorherrschender Meinung 
nur zu befürchten, wenn die Schwangere bereits kri- 
tisch oder chronisch alkoholkrank war und während 
der gesamten Schwangerschaft exzessiv getrunken 
hat. Eine Alkoholkrankheit bildet sich erst nach länge- 
rem übermäßigen Konsum alkoholischer Getränke, 
also vor einer gewünschten oder ungewünschten 
Schwangerschaft aus. Es gibt nach Meinung der 
Experten keinen Hinweis darauf, daß problematisches 
Trinkverhalten während der Schwangerschaft, etwa 
bei unerwünschter Schwangerschaft, eine Alkoholem- 
bryopathie bei nicht alkoholkranken Frauen herbeige- 
führt hat. 

Weder eine unerwünschte Schwangerschaft noch ein 
alkoholgeschädigtes Kind verursachen automatisch 
eine gefühlsmäßige Ablehnung des Kindes durch die 
Eltern. Der Schweregrad der Alkoholembryopathie 
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kann auch sehr unterschiedlich sein. Nach gründlicher 
diagnostischer Abklärung der Schädigung im Einzel- 
fall stehen auch alkoholgeschädigten Kindern alle Hil- 
fen zur Verfügung, wie sie auch anderen geistig und 
körperlich behinderten Kindern und Eltern angeb oten 
werden. 

Mit Mitteln des Bundesministeriums für Jugend, Fami- 
lie, Frauen und Gesundheit wird über die Deutsche 
Hauptstelle gegen die Suchtgefahren die Schrift 
„Alkoholschäden bei Kindern“, Ratgeber zur Alkohol- 
embryopathie an Interessierte abgegeben^ In dieser 
Broschüre sind auch Kontaktadressen für betroffene 
Mütter sowie zu Kliniken und Therapie einrichtun gen 
verzeichnet. Zur Zeit bereitet die Elterninitiative alko- 
holgeschädigter Kinder e.V. eine neue und umfang- 
reichere Broschüre vor, deren Förderung durch die 
Deutsche Hauptstelle gegen die Suchtgefahren mit 
BMJFFG- Mitteln geplant ist. 


18. Durch welche konkreten Hilfsangebote 
wiU die Bundesregierung dazu beitragen, 
daß besonders schwere Formen der Ver- 
haltensauffälligkeit wie Ruhelosigkeit, Irri- 
tabilität, Erbrechen, endloses Schreien, 
Geräuschempfindhchkeit, reduziertes 
Schlafbedürfnis etc. bei Neugeborenen be- 
hoben werden, die von ihrer Mutter ge- 
fühlsmäßig abgelehnt werden? 


Die Bundesregierung verweist noch einmal auf die 
schwierige Erkennbarkeit und auf die Inkonsistenz von 
Ablehnungsgefühlen gegenüber dem Kind. Die in der 
Frage geschilderten Verhaltensauffälligkeiten müssen 
in ihrer Ursache ergründet werden. Um auftretende 
Störungen zu beheben, ist eine entsprechende medizi- 
nische Behandlung und ggf. eine individuelle Fami- 
lientherapie angezeigt. Das Gesundheitswesen in der 
Bundesrepublik Deutschland bietet die dafür notwen- 
digen Leistungen an. Gleiches gilt auch für die jeweils 
individuell notwendigen Hilfsangebote der Jugend- 
und Familienhilfe einschüeßlich Therapie. 


19. Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
alle Gesichtspunkte der Kindeswohlge- 
währleistung sowohl für die Zeit der 
Schwangerschaft wie vor allem auch für 
die Zeit danach zu vernachlässigen, weil 
allein der Aspekt der individuell respek- 
tierbaren aber keineswegs verallgemei- 
nerbaren Vorstellung vom „Lebensbe- 
ginn“ Priorität hat? 


Eine Verknüpfung der hier angesprochenen Gesichts- 
punkte ist nicht möglich. Der Schutz des ungeborenen 
Lebens durch den Staat wird durch Artikel 2 Abs. 2 S. 1 
und Artikel 1 Abs. 1 GG gewährleistet. Das Bundesver- 
fassungsgericht hat den Zeitpunkt des Lebensbeginns 
spätestens mit der Nidation für alle Träger staatlicher 
Gewalt bindend festgelegt und das ungeborene Leben 
von diesem Zeitpunkt an unter den Schutz der Verfas- 
sung gestellt. Eine individuelle Bestimmung des 


Lebensbeginns erscheint angesichts der kontinuierli- 
chen Entwicklung des ungeborenen Lebens während 
der gesamten Schwangerschaft, die keine Zäsur zuläßt, 
als willkürlich. 


20. In welchem Ausmaß glaubt die Bundesre- 
gierung, daß Zerwürfnisse in Partnerschaf- 
ten dafür ausschlaggebend sind, daß unge- 
plante Schwangerschaften auch uner- 
wünscht sind, und mit welchen Mitteln 
glaubt die Bundesregierung, daß Frauen 
und Männern in dieser Situation geholfen 
werden kann? 


Der Bundesregierung ist aus wissenschaftlichen Unter- 
suchungen zwar bekannt, daß es in Partnerschaften 
Beziehungsstrukturen gibt, die dazu führen, daß unge- 
plante Schwangerschaften eintreten. Qualitative 
Angaben sind aber nicht möglich. Zerwürfnisse in Part- 
nerschaften gehören nach Ansicht der Bundesregie- 
rung jedoch in den persönlichen Bereich. Ob die vor- 
handenen Angebote für Beratung und Therapie bei 
Partnerschaftskonflikten in Anspruch genommen wer- 
den, steht grundsätzlich im Ermessen der Betroffenen. 

Angesichts der Bedeutung elterlicher Probleme und 
Konflikte für die Entwicklung von Kindern hat das 
Bunde sministerium für Jugend, Famihe, Frauen und 
Gesundheit in mehreren Modellprojekten insbeson- 
dere Beratungs- und Hilfsmöglichkeiten im Hinblick 
auf die Wahrnehmung elterlicher Verantwortung in 
Trennungs- und Scheidungssituationen erproben las- 
sen. Eine in diesem Zusammenhang entwickelte Bro- 
schüre „Eltern bleiben Eltern“ findet in der Fachöffent- 
lichkeit großes Interesse ebenso wie die auf dieser 
Grundlage entwickelte Förderung von Fortbildungs- 
maßnahmen. 


X. Obwohl die Rangfolge der Bundesrepublik 
Deutschland in der Säuglingssterblichkeit der 
einzelnen Länder nicht den verbrauchten Mit- 
teln für die medizinische Vorsorge und Versor- 
gung entspricht, deutet vieles darauf hin, daß 
die Säuglingssterbhchkeit jenseits materieller 
Bedingungen ganz entscheidend in der Zeit 
nach der Geburt von der emotionalen Annahme 
der Schwangerschaft und des geborenen Kindes 
primär von der Frau und sekundär dem Partner 
abhängt. Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Möglichkeiten sieht sie, durch ge- 
sundheits- und kindeswohlpolitische Maß- 
nahmen dieser bedeutsamen Grundvor- 
aussetzung der Lebensfähigkeit von Säug- 
hngen und damit der Senkung der Säug- 
lingssterblichkeitsrate zur Durchsetzung 
zu verhelfen? 


Zahlreiche Maßnahmen des Bundes und der Länder 
sind darauf gerichtet, die Säuglingssterblichkeit zu 
senken. Die Ursachen der Säugiiiujssii'ibluhkcii smd 
vielfältig. Dazu gehören auch Ereignisse während der 
Schwangerschaft. Die Bundesregierung hält dafür 
neben medizinischen Leistungen auch die ständige 
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Verbesserung der bereits mehrfach genannten fami- 
lienpolitischen Maßnahmen für erforderlich, welche 
die Bedingungen für eine emotionale Annahme des 
Kindes durch ^e Eltern und damit die Kindesentwick- 
lung insgesamt fördern. 


2, Wie erklärt die Bundesregierung, daß das 
Sterberisiko für nichtehelich geborene 
Säuglinge teilweise in Industriegesell- 
schaften noch tnamer 17 Prozent höher ist 
als das von ehelich geborenen Kindern? 

Nichtehelichkeit ist seit den ersten statistischen Veröf- 
fentlichungen einer nach Ursachen differenzierenden 
Säuglingssterblichkeit ein Indikator für soziale 
Benachteiligung mit all ihren materiellen und immate- 
riellen Einschränkungen. Deshalb trägt die Bundesre- 
gierung im Rahmen ihrer familienpolitischen Leistun- 
gen der besonderen Situation alleinerziehender Mütter 
imd Väter entsprechend Rechnung. 

In vielen Fällen nichtehelicher Geburten begründet 
aber nicht die finanzielle Lage das Sterberisiko, son- 
dern besondere Lebensumstände (z. B. nicht abge- 
schlossene Schul- oder Berufsausbildung, Berufsbe- 
ginn) oder auch die gesellschaftliche Bewertung der 
nichtehelichen Geburt. In einem „Projekt zur Entwick- 
Ixmg und Evaluation von Materialien zur Prävention 
von Teenagerschwangerschafteh" sollen Daten über 
Erfahrungen junger Mädchen mit ungewollten 
Schwangerschaften erhoben werden und anhand der 
Untersuchungsergebnisse Infonnations- und Aufklä- 
rungsmaterialien erstellt werden. 


3. Wie hoch ist die Säuglingssterblichkeit in 
der Bundesrepublik Deutschland, und wie 
unterscheidet sich die Rate der nichtehe- 
lich geborenen Säuglinge von der ehelich 
geborener Säuglinge? 


Gestorbene Säuglinge: 

Jahr im 1. Lebensjahr Gestorbene 



insgesamt 

ehelich 

nichtehelich 



Grundzahlen 


1960 

32 724 

28 914 

3 810 

1970 

19 165 

17 314 

1 851 

1980 

7 821 

6 963 

858 

1985 

5 244 

4 533 

711 

1988 

5 080 

4 285 

795 



Verhältniszahlen 

1960 

33,8 

je 1 000 Lebendgeborene^) 
32,0 61,9 

1970 

23,4 

22.3 

41,7 

1980 

12,7 

12,2 

18,6 

1985 

8,9 

8,5 

13,0 

1988 

7,6 

7,1 

11,9 


unter Berücksichtigung der Geburteiientwicklung 
in den vorangegangenen 12 Monaten 


Quelle; Statistisches Bundesamt 


Lebendgeborene 


Jahr 

insgesamt 

ehelich 

nichtehelich 

1960 

968 629 

907 288 

61 330 

1970 

810 808 

766 528 

44 280 

1980 

620 657 

573 734 

46 923 

1985 

586 155 

531 085 

55 070 

1988 

677 259 

609 302 

67 957 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Aus den vorgelegten Tabellen ergibt sich, daß die 
Quote der Säuglingssterblichkeit unter nichtehelichen 
Kindern über der der ehelichen Kinder liegt. Die 
Gründe dafür sind vielfältiger Art. Sie sind u. a. in den 
schwierigen Lebensumständen und sozialen Benach- 
teiligungen nichtehelicher Kinder zu suchen. Positiv 
festzustellen ist aber, daß sich aus der Tabelle über das 
Verhältnis der gestorbenen Säuglinge zu je 1000 
Lebendgeborenen ein größerer Rückgang der Quote 
der nichtehelichen Säuglingssterblichkeit ergibt; diese 
Zahl hat sich der Quote für die ehelichen Kinder in den 
letzten Jahren immer mehr angenähert. 


4. a) Verfügt die Bundesregierung über Hin- 
weise, daß die Versorgung und Betreu- 
ung von nicht verheirateten Frauen itn 
Rahmen der Vorsorge durch die nieder- 
gelassenen Frauenärzte/innen und bei 
der Geburt durch Ärzte/innen und ärzt- 
liche Mitarbeiter/innen an den Frauen- 
kliniken auf subtile Formen der Diskri- 
minierung und Ausgrenzung stoßen? 

b) Verfügt die Bundesregierung über Hin- 
weise, daß sich diese Diskriminierung 
statistisch gesehen als gesteigerte 
Säuglingssterblichkeit der nichtehelich 
Geborenen auswirkt? 

c) Wenn nein, welche anderen Begrün- 
dungen hat die Bundesregierung für 
die höhere Säuglingssterblichkeit 
nichtehelicher Kinder? 


Der Bundesregierung sind weder eine offene noch eine 
subtile Benachteiligung unverheirateter Frauen durch 
niedergelassene Ärzte oder Klinik-Ärzte bekannt. 

Untersuchungen zeigen, daß die Säuglingssterblich- 
keit der ehelich Geborenen- und Konzipierten niedriger 
liegt als die der nichtehelich Geborenen. Die Sterblich- 
keit der zwar ehelich. Geborenen, jedoch nichtehelich 
Konzipierten liegt nahe bei der Sterblichkeit der nicht- 
ehelich Geborenen. Über die Ursachen hierfür liegen 
keine gesicherten Erkenntnisse vor. 


5. Hält es die Bundesregierung für ange- 
bracht, soziologische Studien zu veranlas- 
sen, die säuglingsschädigende Diskrimi- 
nierung und frauenfeindliche Verkehrsfor- 
men nicht verheirateter Frauen in Kran- 
kenhäusern und Arztpraxen erforschen? 
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Sozialpsychologische Studien über besondere Verhal- 
tensweisen von Ärzten oder Pflegepersonal in Kran- 
kenhäusern oder Arztpraxen gegenüber nichteheli- 
chen Müttern hielte die Bundesregierung nur dann für 
angezeigt, wenn solche Beschwerden nicht nur ver- 
einzelt nachweisbar bekannt geworden wären. Dies ist 
jedoch nicht der Fall. Wie bereits in der Beantwortung 
zur Frage X.4. festgestellt wurde, ist der Bundesregie- 
rung eine Benachteiligung unverheirateter Frauen 
durch Ärzte nicht bekannt; das gleiche gilt für Kran- 
kenpflegepersonal. 


6. Welche Informationen liegen der Bimdes- 
regierung darüber vor, daß Frauen, die zur 
Austragimg einer ungewünschten 
Schwangerschaft gezwungen wurden, un- 
ter mehrfacher Belastung erziehen und 
deshalb dringend gebotene Maßnahmen 
zum Wohl des Säuglings - wie einen Arzt- 
besuch, eine Konsultation einer Beratungs- 
stelle, Vorsorgeuntersuchungen etc. - 
nicht rechtzeitig einleiten oder gänzhch 
unterlassen? 


Spezielle Untersuchungen zu angeblich erzwungenen 
Schwangerschaften sind nicht bekannt. 

Studien über die Schwangerschaft und deren Verlauf 
haben häufig gezeigt, daß Frauen bei unerwünschter 
Schwangerschaft Vorsorgeuntersuchungen zu wenig 
in Anspruch nehmen. 


7. Welche Erklärung hat die Bundesregie- 
rung dafür, daß lünder, deren Müttern die 
Abtreibung verweigert wurde, unter einem 
erhöhten fesiko stehen, in ihrer Entwick- 
limg psychischen Problemen ausgesetzt zu 
sein? 


Für das tatsächliche Vorliegen des in der Frage unter- 
stellten Zusammenhanges liegen der Bimdesre0ening 
keine relevanten wissenschaftlich gesicherten 
Erkenntnisse vor. 


8. Mit welchen Maßnahmen wül die Bundes- 
regierung verhindern, daß unerwünschte 
Kinder in einer unsicheren Umgebimg auf- 
wachsen, schlechteres schulisciies Verhal- 
ten als andere Kinder zeigen, öfter wegen 
nervöser imd psychosomatischer Störun- 
gen der Behandlung bedürfen und eine 
Tendenz zu mißlingender sozialer An- 
passung zeigen? 


Es gibt keine gesicherten wissenschaftlichen Erkennt- 
nisse darüber, daß tmerwünschte Kinder schlechteres 
schulisches Verhalten als andere Kinder zeigen, öfter 
wegen nervöser imd psychosomatischer Störungen der 
Behandlung bedürfen und eine Tendenz zu mißlingen- 


der sozialer Anpassimg zeigen. Der Bimdesregiertmg 
sind Untersuchungen bekannt, wonach solche Kinder 
sich gut entwickeln tmd sich nicht von anderen Kon- 
trollkindem unterscheiden (siehe dazu Antwort zu der 
Frage IX. 15.). Allgemein ist das Zusammenwirken 
unterschiedlicher Gründe dafür ursächlich, daß Kinder 
verhaltensauffällig werden. Dies güt für erwünschte 
wie für unerwünschte Kinder. Das neue Kinder- imd 
Jugendhüfegesetz sieht eine breite Palette ambulanter 
und teüstationärer Hilfen vor, die eine dem individuel- 
len erzi^erischen Bedarf entsprechende Hilfe sichern. 


9. Welche Arten von Handlungen hält die 
Bundesregierung für geeignet, wenn Kin- 
der aus unerwünschten Schwangerschaf- 
ten in ihren Peer-Gruppen zurückgewie- 
sen, ihnen negative Eigenschaften wie die 
Etikettierung als „Feiglinge" etc. zugewie- 
sen werden und sie unter mangelhafter 
sozialer Akzeptanz leiden? 


Der Bundesregierung sind keine relevanten sozialwis- 
senschaftlichen Studien bekaimt, nach denen gesell- 
schaftliche Diskrüninierungen bzw. Benachteiligungen 
von Kindern aus unerwünschten Schwangerschaften 
erwiesen sind. Soweit im einzelnen Kinder - etwa 
nichteheliche Kinder - Vorbehalten, Vorurteilen oder 
gar Diskriminierungen ausgesetzt sind, stehen die 
Möglichkeiten zur sozialen und gesundheitlichen Auf- 
klärung durch die Eltern, Kinder, Lehrer und andere 
Zielpersonen ebenso zur Verfügung wie die Bera- 
tungs- und Hilfsangebote der Jugend- und Familien- 
hüfe. 


10. Wie glaubt die Bundesregierung verhin- 
dern zu können, daß nach den Erkenntnis- 
sen neuester Studien Jungen aus uner- 
wünschten Schwangerschaften signifikant 
höher unter langfristigen Krankheiten lei- 
den als Jungen aus erwünschten Schwan- 
gerschaften, und welche Gefährdungen 
sieht sie für die Jungen? 


Die Bimdesregierung weist nochmals darauf hin, daß 
die Beurteilung der Existenz und der Lebensbedingun- 
gen von unerwünschten Kindem - schon wegen 
Schwierigkeiten bei der Definition der „Unerwünscht- 
heit" und der Bestimmung des Zeitpunktes dieser sub- 
jektiven Bewertung - nur äußerst zurückhaltend vor- 
genommen werden kann und daß daher gesicherte 
wissenschaftliche Untersuchungen nicht vorliegen. 

Für die Behauptimg, daß Jungen aus unerwünschten 
Schwangerschaften signifikant höher unter langfristi- 
gen Krankheiten leiden als Jungen aus erwünschten 
Schwangerschaften, gibt es folglich keine bewiesenen 
Erkenntnisse, Es sind hingegen sogar Untersuchungen 
bekannt, die gerade das Gegenteil aussagen (siehe 
Antwort zu Frage IX. 15.). 
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11. Welche Erklärung hat die Bundesregie- 
rung dafür, daß Mütter .ihre Söhne aus un- 
erwünschten Schwangerschaften signifi- 
kant häufiger als ungehorsam, unartig und 
weniger intelligent als Töchter aus uner- 
wünschten Schwangerschaften wahr- 
nehmen? 


Zu dieser Frage wird auf die Antwort zu Frage X.IO. 
verwiesen. 


12. Mit welchen Maßnahmen glaubt die Bun- 
desregierung darauf reagieren zu müssen, 
wenn unerwünscht geborene Kinder unter 
sozialer Fehlanpassung leiden und die 
Wahrscheinlichkeit ihrer leidvollen Fehl- 
entwicklung signifikant ansteigt, wenn das 
unerwünschte Kind das einzige Kind in 
einer Partnerschaft ist? 


Für Kinder - gleich ob erwünscht oder unerwünscht 
geboren die unter sozialen Fehlanpassungen leiden, 
stehen Angebote und Möghchkeiten zur gesundheitli- 
chen und sozialen Betreuung und Beratung zur Verfü- 
gung. Hinzu kommen insbesondere Angebote im Rah- 
men der Familien- und Jugendhilfe. 


13. Sieht die Bundesregierung die soziale 
Fehlanpassung unerwünschter Kinder als 
Beweis dafür, daß nur zum Nachteil der 
unerwünschten Kinder Frauen durch ge- 
sellschaftlichen Zwang in die Mutterrolle 
gezwungen werden können? 


Der Bundesregierung liegt es fern, Gefühle von Frauen 
zu beeinflussen oder Frauen in eine Mutterrolle zu 
„zwingen". Sie betrachtet den Prozeß des „Mutterwer- 
dens" als der Individualspäre zugehörig und ist aus 
diesem Grunde ihrerseits bemüht, alle gesellschaftli- 
chen Rahmenbedingungen zu schaffen, die es Müttern 
und Eltern ermöglichen, sich für ein Kind zu entschei- 
den und ihm die notwendige Liebe und Fürsorge 
zukommen zu lassen. Innerhalb ihrer Bemühungen zur 
Schaffung günstiger Rahmenbedingungen für Eltern 
und Kinder ist die Bundesregierung durch das Grund- 
gesetz verpflichtet, dem ungeborenen Leben den ihm 
zustehenden Schutz und die notwendige Fürsorge 
zukommen zu lassen. 

Im übrigen geht die Bundesregierung nicht von einer 
überdurchschnittlich stärkeren sozialen Fehlanpas- 
sung von unerwünschten Kindern aus (siehe dazu die 
Antwort zu Frage IX. 15.). 


14. Teilt die Bundesregierung die Einschät- 
zung von Wissenschaftlern, daß die kindli- 
che Unerwünschtheit in ihren mannigfalti- 


gen Auswirkungen als eine Form der „psy- 
chischen Subdeprivation“ zu gelten hat, 
die durch geeignete familienpolitische und 
strafrechtliche Maßnahmen verhindert 
werden sollte? 


Es ist Ziel der Bundesregierung, die vorhandenen 
Bedingungen für die Entstehung der Unerwünschtheit 
von Kindern zu beseitigen. Dazu sind vor allem fami- 
lienpolitische Maßnahmen angezeigt, die dafür sorgen, 
daß die inneren Kräfte in der Familie, die eine gesunde 
Entwicklung der Kinder ermöglichen, gefördert und 
gestärkt werden. Den jungen Eltern sind alle gesell- 
schafthchen und finanziellen Hilfen zu bieten, ein 
zunächst ungeplantes Kind innerlich anzunehmen und 
die Kräfte für eine erfüllte Elternschaft, die die Grund- 
lage einer glücklichen Kindheit bilden, zu entwickeln. 


15. Wie gedenkt die Bundesregierung darauf 
zu reagieren, daß Erwachsene, die als Kin- 
der unerwünscht waren, nach neueren Er- 
kenntnissen in ihrer Rolle als Eltern 
Schwierigkeiten haben, elterliche Zunei- 
gung zu empfinden und entwicklungsför- 
dernde Beziehungen zu ihren eigenen Kin- 
dern einzugehen? 


Es ist der Bundesregierung durch psychologische und 
psychosoziale Untersuchungen bekannt, daß sich per- 
sonale Verhaltensmuster und interfamiliäre Probleme 
aus der Ursprungsfamilie im Leben von Erwachsenen 
sowie innerhalb ihrer eigenen Famüie wiederholen 
können. Es liegen aber auch wissenschaftliche 
Erkenntnisse vor, wonach eine genau entgegenge- 
setzte Entwicklung eintreten kann, daß es Erwachse- 
nen anders und besser gelingt als ihren eigenen Eltern 
eine elterliche Zuneigung zu entwickeln und entwick- 
lungsfördernde Beziehungen zu ihren eigenen Kindern 
einzugehen. Der Grund dafür wird gerade in dem 
Wunsch, es besser machen zu wollen als die eigenen 
Eltern, gesehen. Die Bundesregierung hat mit der 
Reform der gesetzlichen Regelungen zur Jugendhilfe 
die Rahmenbedingungen für adäquate Beratungs- und 
Hüfsangebote geschaffen. 


16. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß es sich hier möglicherweise um eine 
Form der Wiederholung des eigenen 
Schicksals an den eigenen Kindern han- 
delt, und daß die selbst Unerwünschten 
ihren Kindern das antun, was ihnen selbst 
angetan wurde und daß damit das eigene 
Elend als ein Schatten auf die nächste Ge- 
neration fäUt? 


Die Bundesregierung hält das Nacherleben- bzw. 
Nachvollziehen eigener Schicksalsempfindungen bei 
der Erziehung der eigenen Kinder für eine vorkom- 
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mende Art elterhcher Verhaltensformen. Sie weiß aber 
aufgrund der erwähnten Erkenntnisse, daß sehr wohl 
in vielen Fällen auch eine völlig gegenteilige Entwick- 
lung eintreten kann. Eine generelle Benachteiligung 
der jeweils nächsten Generation ist daher zu ver- 
neinen. 


17. Welche Konsequenzen gedenkt die Bun- 
desregierung angesichts der Diskussion 
über Gewalt gegen Mädchen aus For- 
schungsergebnissen zu ziehen, die eine 
besonders auffällige Gestörtheit zwischen 
Vätern und ungewünschten Töchtern 
nachweisen? 


Schwerpunkte der Öffentlichkeitsarbeit der Bundesre- 
gierung in der Familien-, Frauen- und Jugendpolitik 
sind seit langem die Überwindung geschlechtsspezifi- 
scher Rollenklischees und die Durchsetzung der 
Gleichberechtigung der Geschlechter in allen Alters- 
stufen und Lebensbereichen. Dank dieser großen 
Anstrengungen lassen sich Aussagen über „eine 
besonders auffällige Gestörtheit zwischen Vätern und 
ungewünschten Töchtern" für unsere Gesellschaft 
nicht mehr verallgemeinern. 


18. Plant die Bundesregierung eine Erfor- 
schung gewaltgeprägter Beziehungsstö- 
rungen zwischen Kindern und Eltern, in 
der die unerwünschten Kinder als Symbol 
der elterlichen Lebensstörung wahrge- 
nommen werden? 


Prävention und Intervention im Bereich Gewalt in der 
Familie stellen einen Arbeitsschwerpunkt frauen- und 
familienpolitischer Bemühungen dar. Neben der För- 
derung zentraler Maßnahmen der Familienarbeit - ein- 
schließhch Familienplanung und frühkindhcher Sozia- 
lisation die dazu beitragen sollen, Voraussetzungen 
für die Verbesserung familialer Lebensbedingungen 
durch Erproben in Modellprojekten und durch Arbeits- 
materialien aufzuzeigen, werden im Rahmen der För- 
derungskompetenz des Bundes Modellprojekte, Unter- 
suchungen und Initiativen unterschiedhcher Träger 
speziell im Bereich Gewalt in der Familie gefördert. 

Nach Vorliegen der Ergebnisse der derzeit laufenden 
Modellprojekte ist unter Berücksichtigung zusätzlicher 
Forschungsergebnisse - insbesondere auch auf dem 
internationalen Kongreß in Hamburg - eine Fachta- 
gung zur Abklärung weiteren politischen Handlungs- 
bedarfs vorgesehen. 
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